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BGHZ:
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BGB §§ 1587 Abs. 1, 1587 b Abs. 1 und 4, 1587 c;
1. EheRG Art. 12 Nr. 3; GG Art. 3 Abs. 2, 6 Abs. 1, 
14, 20 Abs. 1

a) Der Versorgungsausgleich, der bei Rentenanwartschaf- 
ten in einer gesetzlichen Rentenversicherung in der 
Form des sogenannten Rentensplittings durchgeführt 
wird (§ 1587 b Abs. 1 BGB), ist mit dem Grundgesetz vereinbar.

b) Das gilt auch für die vor dem Inkrafttreten des 
1. EheRG geschlossenen Ehen (MAlt-Ehen11), ohne 
Rücksicht darauf, in welchem Güterstand die ge­
schiedenen Ehegatten gelebt haben.

c) Das 1. EheRG enthält in Art. 12 Nr. 3 Abs. 3 Satz 2 
bis 4 sowie in den ins BGB eingefügten §§ 1587 c, 
1587 b Abs. 4 für den Versorgungsausgleich bei 
Alt-Ehen - bei verfassungskonformer Auslegung die­
ser Vorschriften - angemessene Regeln, die dem Ver­
hältnismäßigkeitsgrundsatz entsprechende Entschei­
dungen in etwaigen Härtefällen ermöglichen.

BGH, Beschl. v. 21. März 1979 - IV ZB 142/78 - OLG Stuttgart
AG Schwäbisch Gmünd
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Der IV, Zivilsenat des Bundesgerichtshofes hat am 
21, März 1979 durch den Vorsitzenden Richter Dr. Grell 
und die Richter Rottmüller, Dr. Hoegen, Dr. Seidl und 
Dr. Blumenrohr

beschlossen:

Die weitere Beschwerde des Antragstellers ge­
gen den Beschluß des 17. Zivilsenats - Fami­
liensenats - des Oberlandesgerichts Stutt­
gart vom 27. September 1978 wird zurückge­
wiesen.

Der Antragsteller hat die Kosten der weiteren 
Beschwerde zu tragen.

G r ü n d e  :

I.

Die Parteien, beide Deutsche, haben am 18. August 1956 
geheiratet. Der Antragsteller ist 46, die Antragsgegnerin 
ist 44 Jahre alt. Aus der Ehe ist ein im Jahre 1956 gebo­
renes Kind hervorgegangen. Seit dem 30. Mai 1977 leben 
die Parteien getrennt. An diesem Tage hat die Antrags­
gegnerin die eheliche Wohnung - wegen eines intimen 
Verhältnisses mit einem anderen Manne - verlassen und 
hat sich eine eigene Wohnung genommen. Beide Parteien 
sind berufstätig; die Antragsgegnerin hat nach ihren An­
gaben am 6. Mai 1977 wieder eine Erwerbstätigkeit aufge­
nommen, sie war zuletzt bis Ende Juni 1967 erwerbstätig 
gewesen. Seit der Trennung haben die Parteien gegensei­
tig keine Unterhaltsansprüche geltend gemacht.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 3 -

Der Antragsteller hat am 1. Juli 1977 Antrag auf 
Ehescheidung eingereicht. Die Antragsgegnerin hat der 
Scheidung zugestimmt. Das Amtsgericht - Familienge­
richt - hat die Ehe der Parteien geschieden und zu­
gleich von dem Konto des Antragstellers bei der Lan­
desversicherungsanstalt Württemberg Rentenanwartschaf­
ten in Höhe von monatlich Ml 224,30 - bezogen auf die 
am 30. Juni 1977 abgelaufene Ehezeit - auf das ebenda 
bestehende Versicherungskonto der Antragsgegnerin über­
tragen.

Der Antragsteller hat gegen das Urteil - be­
schränkt auf den Versorgungsausgleich - Beschwerde ein­
gelegt und beantragt, keinen Versorgungsausgleich statt­
finden zu lassen und das Urteil des Familiengerichts in­
soweit aufzuheben. Zur Begründung hat er ausgeführt, der 
Versorgungsausgleich sei im vorliegenden Fall grob un­
billig (§ 1587 c Nr. 1 BGB) und überdies verfassungs­
widrig.

Das Oberlandesgericht hat die Beschwerde durch 
den angefochtenen Beschluß (abgedruckt in NJW 1979,
316) zurückgewiesen. Es hat mit eingehenden Ausfüh­
rungen die Verfassungsmäßigkeit des durch das 1. EheRG 
eingeführten Versorgungsausgleichs bejaht, auch soweit 
die vor dem Inkrafttreten des Gesetzes geschlossenen 
Ehen einbezogen werden, und hat eine Anwendung des 
§ 1587 c Nr. 1 BGB auf den vorliegenden Sachverhalt 
abgelehnt. In dem Beschluß hat es die weitere Beschwer­
de "unter Beschränkung auf die Frage der Verfassungs­
mäßigkeit des Versorgungsausgleichsn zugelassen.
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II.

Gegen diesen Beschluß hat der Antragsteller wei­
tere Beschwerde eingelegt. In erster Linie rügt er, es 
sei rechtsfehlerhaft, daß das Oberlandesgericht der An­
tragsgegnerin den Versorgungsausgleich nicht wegen gro­
ber Unbilligkeit (§ 1587 c Nr. 1 BGB) versagt habe. 
MHilfsweiseM macht er geltend, daß die vom Oberlandes­
gericht angewendeten Bestimmungen über den Versorgungs­
ausgleich verfassungswidrig seien und zumindest nicht 
auf vor dem 1. Juli 1977 geschlossene Ehen angewendet 
werden dürften.

III.

Die weitere Beschwerde ist unbegründet.

Bevor auf die zu § 1587 c Nr. 1 BGB erhobene Rüge 
eingegangen werden kann (unter VII), ist vorrangig die 
Frage der Verfassungsmäßigkeit der im Streitfall in 
Betracht kommenden Vorschriften über den Versorgungs­
ausgleich zu beantworten. Der Antragsteller hat zur 
Begründung seiner Ansicht, der Versorgungsausgleich 
verstoße in seinem Fall gegen das Grundgesetz, insbe­
sondere auf den in NJW 1978, 761 veröffentlichten Vor­
lagebeschluß (Art. 100 Abs. 1 GG) des OLG Hamm - 1. Se­
nat für Familiensachen - sowie auf dessen Ergänzungs­
beschluß in derselben Sache vom 15. November 1978 Be­
zug genommen. In diesen Beschlüssen hält das OLG Hamm 
nicht nur die Erstreckung der Versorgungsausgleichs­
regelung auf die vor dem Inkrafttreten des 1. EheRG 
geschlossenen Ehen (sogenannte Alt-Ehen), sondern die 
Durchführung des Versorgungsausgleichs überhaupt -
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also auch bei nach dem 30. Juni 1977 geschlossenen Ehen 
(Neu-Ehen) - für verfassungswidrig. Diese generellen 
verfassungsrechtlichen Bedenken gegen den Versorgungs­
ausgleich werden in Rechtsprechung und Literatur von 
vielen geteilt (vgl. die Zitate unter V). Da es auf die 
besondere Alt-Ehen-Problematik nur ankommt, wenn diese 
generellen Bedenken nicht durchgreifen, ist auf sie zu­
nächst einzugehen (unter V). Erst damit ist auch die 
Grundlage dafür geschaffen, den Versorgungsausgleich 
bei Alt-Ehen verfassungsrechtlich zu prüfen (unter VI). 
Vorweg sind Jedoch das gesetzgeberische Ziel des Ver­
sorgungsausgleichs und die Grundgedanken, die die Ein­
führung dieser völlig neuen Scheidungsfolgenregelung 
rechtfertigen können, darzulegen (unter IV). Denn die 
verfassungsrechtliche Zulässigkeit einer gesetzlichen 
Neuregelung, die in Rechtsverhältnisse und Rechtspositionen 
des einzelnen Bürgers eingreift, hängt wesentlich vom 
Grundgedanken und Zweck der betreffenden Rechtsvorschrif­
ten sowie den gesetzgeberischen Zielvorstellungen ab 
(vgl. aus der verfassungsgeriehtlichen Rechtsprechung 
u. a.: BVerfGE 13, 97, 107 und 110; 14, 288, 301; 22,
93, 96 bis 98; 22, 241, 249; 25, 112, 118; 25, 142,
154; 26, 44, 61; 29, 221, 235; 43, 213, 226 f; 43, 242,
287 f; 48, 403, 416).

IV.
Ziel und Grundgedanke des Versorgungsausgleichs

Nach dem sich aus den §§ 1587, 1587 a Abs. 1 BGB 
ergebenden Grundsatz hat bei einer Scheidung derjenige 
Ehegatte, der während der Ehezeit werthöhere Anwart­
schaften oder Aussichten auf eine Versorgung wegen 
Alters oder Berufs- oder Erwerbsunfähigkeit (im folgen-
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den kurz: Versorgungsanwartschaften) als sein Ehepart­
ner erworben hat, diesem die Hälfte des Wertunterschieds 
zukommen zu lassen (der im vorliegenden Fall nicht un­
mittelbar interessierende schuldrechtliche Versorgungs­
ausgleich gemäß §§ 1587 f bis 1587 n BGB bleibt außer 
Betracht).

1. Diesen Versorgungsausgleich hat der Gesetzge­
ber als eine der wichtigsten Neuerungen des 1. EheRG 
angesehen; der Versorgungsausgleich soll das nachehe­
liche Unterhaltsrecht ergänzen, eine Lücke im gelten­
den Recht schließen und insbesondere die bisherigen 
Mängel der sozialen Sicherung der geschiedenen Frau 
beseitigen oder wenigstens vermindern (vgl. Begründung 
der Bundesregierung zum Entwurf des 1. EheRG, BT-Drucks. 
7/650 S. 61, 71, 154; 2. Bericht des Rechtsausschusses 
des Bundestages, BT-Drucks. 7/4361 S. 18, 19). In der 
sozial- und rechtspolitischen Diskussion vor Verab­
schiedung des 1. EheRG bestand weitgehend Einigkeit 
darüber, daß die Alters- und Invaliditätssicherung des­
jenigen geschiedenen Ehegatten, der während der Ehezeit 
nicht oder nicht voll erwerbstätig gewesen war, im bis­
herigen Recht unbefriedigend geregelt war (vgl. MünchKomm/ 
Maier, BGB, Rdn. 6 vor § 1587; von Maydell FamRZ 1977,
172, 173 m.w.N.; Ruland/Tiemann, Versorgungsausgleich 
und steuerliche Folgen der Ehescheidung, Rdn. 8 ff 
m.w.N.). Der sozial schwächere Partner der aufgelösten 
ehelichen Gemeinschaft war in aller Regel die Ehefrau.
Zwar haben in den letzten 30 Jahren auch verheiratete 
Frauen in zunehmendem Maße - in Abkehr vom bisherigen 
Leitbild der "Hausfrauenehe1* - eine außerhäusliche Be­
rufstätigkeit aufgenommen. Dennoch waren im Jahre 1976 
Ehefrauen immer noch in der überwiegenden Anzahl, näm­
lich zu 61 %, nicht erwerbstätig (die sogenannte Er-
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werbsquote bei verheirateten Frauen betrug 1976 im 
Jahresdurchschnitt 39 vgl. "Arbeits- und Sozial­
statistik - Hauptergebnisse 1978” des Bundesministers 
für Arbeit und Sozialordnung, S. 20). Die Mehrzahl 
aller Ehen war daher in den letzten Jahren und ist 
auch heute noch durch die Trennung der Rollen des 
Erwerbstätigen - des Ehemanns - und der Haushaltsfüh­
renden - der Ehefrau - geprägt. Hinzu kommt, daß selbst 
diejenigen Ehefrauen, die eine Berufstätigkeit nach der 
Heirat nicht völlig aufgeben, aufgrund der ihnen im 
allgemeinen zufallenden Aufgabe der KindererZiehung 
oft für viele Jahre aus dem Erwerbsleben ausscheiden 
müssen.

Nach dem derzeitigen System der sozialen Siche­
rung vermag (abgesehen von der statistisch nicht ins 
Gewicht fallenden Möglichkeit der freiwilligen Ver­
sicherung gemäß §§ 1233 RVO, 10 AVG, vgl. BT-Drucks. 
8/1615, S, 8, 56) nur der erwerbstätige Ehepartner - 
überwiegend also nur der Ehemann - eigene Versorgungs­
anwartschaften zu begründen. Nach den grundlegenden 
Rentenreformen, die nach dem Zweiten Weltkrieg durch­
geführt worden sind, besteht Jedenfalls heute die 
Grundfunktion der Sozialversicherungsrente darin, den 
gesamten Lebensunterhalt des Versicherten zu gewähr­
leisten (Wannagat in Soziale Sicherheit 1967, 161).
In einer intakten Ehe partizipiert der andere Ehegatte 
hieran nach Eintritt des Versorgungsfalls im Rahmen 
der ehelichen ünterhaltsgemeinschaft. Das Fehlen eige­
ner (zumindest eigener hinreichender) Versorgungsan­
wartschaften wirkte sich Jedoch nach dem bisherigen 
Recht bei einer Scheidung voll aus. Der sozial schwä­
chere Teil (regelmäßig also die Ehefrau) war auf die 
Geltendmachung von Unterhaltsansprüchen gegen den an­
deren geschiedenen Ehegatten angewiesen, wenn er nicht



gar für allein oder überwiegend schuldig an der Schei­
dung erklärt worden war und daher keine Unterhaltsan­
sprüche hatte. Die Realisierung der Unterhaltsansprü­
che, die rechtlich von der Leistungsfähigkeit und tat­
sächlich oft auch vom Leistungswillen des Inhabers der 
Versorgungsrechte abhing, war häufig nicht oder kaum 
möglich (vgl. Begründung der Bundesregierung aaO S. 154; 
MünchKomm/Maier aaO; MünchKomm/Richter, Rdn. 19 ff vor 
§ 1569; von Maydell aaO). Eigene sozialversicherungs­
rechtliche Ansprüche hatte die geschiedene Ehefrau aus 
der sozialversicherungspflichtigen Erwerbstätigkeit 
ihres geschiedenen Ehemannes zu dessen Lebzeiten nicht. 
Das konnte sich nur im Falle seines Todes ändern. Un­
ter bestimmten einschränkenden Voraussetzungen (vgl.
§§ 1265 RVO, 42 AVG a. F.; für das Beamtenrecht vgl. 
§125 Abs. 2 BBG a. F.) konnte die Ehefrau nunmehr 
eine sogenannte Geschiedenen-Witwenrente erhalten. Die­
se Art der abgeleiteten Versorgung hatte in der sozialen 
Wirklichkeit aber nur eine relativ geringe Bedeutung; 
im Jahre 1974 bezogen lediglich 4 % aller geschiedenen 
Frauen eine solche Rente, deren Durchschnittshöhe im 
Falle der sogenannten "großen" Geschiedenen-Witwenrente 
monatlich DM 308,— , im Falle der sogenannten "kleinen" 
Geschiedenen-Witwenrente (bis zu einem Alter der Frau 
von 45 Jahren, sofern sie keine Kinder erzog, § 1268 
Abs. 1 und 2 i.V.m. § 1265 a. F. RVO) nur DM 82,20 be­
trug (vgl. auch Stellungnahme des Bundesministers der 
Justiz - BMJ - vom 29. Juli 1975 zum Ergebnis der öf­
fentlichen Anhörung des BT-Rechtsausschusses am 2. und 
9. Juni 1975 zum Recht des Versorgungsausgleiches, ab­
gedruckt in "Zur Sache 2/76 - Themen parlamentarischer 
Beratung", S. 235).
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Die vorstehend in den Grundzügen beschriebene so­
ziale Sicherung des nicht (oder nicht voll) erwerbstä­
tigen geschiedenen Ehegatten, deren Unzulänglichkeit 
durchweg auch als ungerecht empfunden wurde (vgl. statt 
aller Ruland/Tiemann aaO Rdn. 8 m.w.N. in Fußn. 21), 
wollte der Gesetzgeber entscheidend verbessern und da­
bei die unbefriedigende Dauerabhängigkeit des sozial 
schwächeren Partners von der Leistungsfähigkeit und 
-Willigkeit des anderen Ehegatten beseitigen. Zwecks 
Erlangung wirtschaftlicher Selbständigkeit des geschie­
denen Ehegatten soll der neugeschaffene Versorgungs­
ausgleich nunmehr den Grundstock zu einer eigenständi­
gen Alterssicherung legen und damit insbesondere für 
den regelmäßig bedürftigeren Teil der zerbrochenen Ehe­
gemeinschaft - die geschiedene Frau - einen wichtigen 
und als notwendig erachteten Beitrag zur sozialen Si­
cherung leisten (vgl. Begründung der Bundesregierung 
aaO S. 61, 155; 2, Bericht des BT-Rechtsausschusses 
aaO S, 19; Stellungnahme des BMJ aaO S. 222 f, 229,
232, 234, 244 f; Bogs FamRZ 1978, 81, 83; von Maydell 
aaO S. 173 f, 184; MünchKomm/Maier aaO Rdn. 8 vor 
§ 1587; Palandt/Diederichsen, BGB 38. Aufl., Einf.
3 b, 8 vor § 1587; Ruland/Tiemann aaO Rdn. 20).

2. Die besondere Eigenart des Versorgungsaus­
gleichs besteht darin, daß der vom Gesetzgeber ver­
folgte sozialpolitische Versorgungsgedanke im wesent­
lichen mit den Mitteln des Privatrechts - durch eine 
Reform des Scheidungsfolgenrechts - verwirklicht wer­
den soll (vgl. auch Bogs aaO S. 83 unter III): durch 
eine hälftige Teilung der von den Ehegatten während 
der Ehezeit erworbenen Versorgungsanwartschaften. Die 
Inanspruchnahme desjenigen Ehegatten, der während die­
ser Zeit in seiner Person die werthöheren Versorgungs-



anwartschaften begründet hat, rechtfertigt sich im 
Verhältnis der Eheleute zueinander aus dem Gedanken 
der ehelichen Lebensgemeinschaft, wie folgende Erwä­
gungen zeigen:

Zu den wesentlichen, unverzichtbaren Elementen 
der in Art. 6 GG und im BGB als Lebensform vorausge­
setzten und im einzelnen normierten Ehe gehört die 
auf Lebenszeit angelegte eheliche Lebensgemeinschaft.
Die durch die Ehe begründete Gemeinschaft ist daher 
schon im Zeitpunkt der Heirat darauf angelegt, daß 
die Eheleute auch den Lebensabend - die Zeit nach 
Überschreiten der Erwerbsaltersgrenze oder nach Ein­
tritt von Berufs- oder Erwerbsunfähigkeit - gemeinsam, 
also in gegenseitiger Verantwortung und Fürsorge für­
einander verbringen. Die Sicherung des Lebensunter­
halts für die Zeit nach Beendigung der Erwerbstätig­
keit wird für die ganz überwiegende Mehrheit der Be­
völkerung hauptsächlich durch das heutige System der 
sozialen Sicherheit gewährleistet. So sind in der ge­
setzlichen Rentenversicherung fast 90 % der deutschen 
Bevölkerung versichert (Maier DAngVers 1978, 355 m.w.N.) 
hinzu kommen das öffentlich-rechtliche Versorgungs­
system für die Beamten und - als Zusatzversorgung - 
für die Angestellten und Arbeiter im öffentlichen 
Dienst. Für die (abhängigen) Erwerbstätigen in der 
privaten Wirtschaft wird eine zusätzliche Versorgung 
in zunehmendem Maße durch Einrichtungen der betriebli­
chen Altersversorgung bereitgestellt. Die Versorgungs­
anrechte sind zwar im derzeitigen Rechtssystem nur dem 
jeweiligen Erwerbstätigen selbst als Rechtsträger zuge­
ordnet. Der Erwerb der Versorgungsanwartschaften durch 
Beiträge (z. B. in der Sozialversicherung) oder durch 
Dienstleistung (beamtenrechtliche Versorgung) hat aber
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für den verheirateten Erwerbstätigen einen weiterrei­
chenden Zweck: Infolge der auf Lebenszeit angelegten 
ehelichen Gemeinschaft, die eine ebenso auf Lebens­
zeit angelegte gegenseitige Unterhalts- und Fürsorge­
pflicht hervorruft, sind die Versorgungsanwartschaften 
von vornherein immer auch dazu bestimmt, der Unter­
halts Sicherung und Altersversorgung des anderen Ehe­
gatten zu dienen, ohne daß es darauf ankommt, daß sich 
die Ehegatten dieses Zwecks der beiderseitigen Siche­
rung aktuell bewußt oder hierüber ausdrücklich einig 
geworden sind. Der Zweck der Sicherstellung künftigen 
Unterhalts beider Ehegatten wird nicht zuletzt durch 
die Tatsache bestätigt, daß die derzeitigen Versor­
gungssysteme nach dem Tode des Versicherten (Beamten) 
dem überlebenden Ehegatten (unter näher bestimmten 
Voraussetzungen) regelmäßig eine Hinterbliebenenver­
sorgung gewähren (vgl. Begründung der Bundesregierung 
aaO S. 155; 2. Bericht des BT-Rechtsausschusses aaO 
S. 19; Stellungnahme des BMJ aaO S. 218, 237; Bogs aaO 
S. 81; von Maydell aaO S. 173; Palandt/Diederichsen 
aaO Einf. 3 b vor § 1587; vgl. auch BGH FamRZ I960,
225, 226; BVerfGE 22, 349, 368; a. A.: Dieckmann in 
Festschrift für Bosch, S. 119, 138 f, und Schwab 
FamRZ 1977, 768, 770; beide Autoren berücksichtigen 
jedoch nicht den Zusammenhang des Erwerbs der Versor­
gungsanwartschaften mit der auf Lebenszeit angelegten 
ehelichen Gemeinschaft).

In Übereinstimmung mit diesem Zweckgedanken hat 
die Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs auch schon 
bisher den erwerbstätigen Ehegatten, im allgemeinen 
also den Ehemann, für verpflichtet gehalten, nicht 
nur für den gegenwärtigen, sondern entsprechend sei­
nen wirtschaftlichen Verhältnissen auch für die dauern-
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de Sicherung des zukünftigen Unterhalts des anderen 
Ehegatten (regelmäßig der Ehefrau) zu sorgen; die 
Grundlage für diese während der gesamten Ehezeit fort­
laufend bestehende Verpflichtung hat der Bundesge­
richtshof in der ehelichen Unterhaltspflicht gesehen 
(BGH LM § 844 Abs. 2 BGB Nr. 2 und Nr. 11; BGH FamRZ 
I960, 225). Dieser ehelichen Unterhaltspflicht kommt 
der der gesetzlichen Rentenversicherung angehörende 
erwerbstätige Ehegatte durch seine Pflichtbeiträge, 
der Beamte durch seine kontinuierliche zum Aufbau der 
Beamtenversorgung geeignete Dienstleistung nach (für 
die betriebliche Altersversorgung und die Zusatzver­
sorgung im öffentlichen Dienst gilt Entsprechendes).
Die so begründeten Versorgungsanwartschaften sind dem­
nach aufgrund der ehelichen Unterhaltspflicht, und zwar 
auch schon nach dem bis zum 30. Juni 1977 geltenden 
Rechtszustand, zur Sicherung beider Ehegatten bestimmt 
(vgl. BGH FamRZ I960, 225, 226).

Aus diesen Erwägungen ergibt sich, daß jede Ehe 
infolge der auf Lebenszeit angelegten Lebensgemein­
schaft schon während der Phase der Erwerbstätigkeit 
des (der) Ehegatten im Keim eine Versorgungsgemein­
schaft ist (im Ergebnis ebenso OLG Celle - 17. Zivil­
senat - FamRZ 1978, 518, 519; OLG Hamm - 3. Senat für 
Familiensachen - NJW 1979, 311 f), und zwar auch schon 
nach bisherigem Eherecht (a. A. Friauf, vgl. den Be­
richt von Jaeger DRiZ 1979, 13 ff, 16; sowie die Be­
gründung der vorliegenden weiteren Beschwerde). Die 
von einem Ehegatten erworbenen Versorgungsanwartschaf­
ten oder schon entstandenen Versorgungsrechte sind 
zwar den Angehörigen dieser Versorgungsgemeinschaft, 
den Eheleuten, nicht gemeinschaftlich als Rechtsträ­
gern zugeordnet. Die rechtliche Zuordnung ist aber
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für die UnterhaltsSicherung so lange irrelevant, als 
die eheliche Lebensgemeinschaft - entsprechend dem 
ursprünglichen Plan - bestehen bleibt. Erst beim Zer­
brechen der ehelichen Lebensgemeinschaft trennt sich 
auch das Versorgungsschicksal der beiden Ehegatten. 
Hier bewirkt nun der Versorgungsausgleich, daß die 
während der Ehezeit erworbenen Versorgungsanwartschaf­
ten gemäß dem ursprünglichen gemeinsamen Zweck der 
beiderseitigen Alterssicherung aufgeteilt werden. Der 
Gedanke der einmal auf Lebenszeit angelegt gewesenen 
ehelichen Lebens- und damit Versorgungsgemeinschaft 
setzt sich gegenüber der formalen Zuordnung der Ver­
sorgungsanwartschaften auf nur einen Ehegatten durch. 
Der Versorgungsausgleich vermeidet, daß das Scheitern 
des ursprünglich gemeinsamen Lebensplans hinsichtlich 
der beabsichtigten gemeinsamen AltersSicherung allein 
zu Lasten eines, nämlich des sozial schwächeren Ehe­
gatten ausschlägt.

3. Einer weiteren Rechtfertigung bedarf der Ver­
sorgungsausgleich für das Innenverhältnis der beiden 
Ehegatten nicht.

Die Berechtigung des Versorgungsausgleichs ist 
allerdings darüber hinaus auf den dem Zugewinnaus­
gleichsrecht entlehnten Gedanken gestützt worden, die 
Versorgungsanwartschaften, die ein erwerbstätiger Ehe­
gatte während der Ehe erworben habe, beruhten auf ge­
meinsamen Leistungen der Ehegatten in der Ehe ent­
sprechend der von ihnen vereinbarten Arbeitsteilung; 
denn das Gesetz erkenne die Leistung in der Ehe auch 
bei einer Aufteilung der Aufgaben in die des Ver­
dieners und die des Haushaltführenden Jedenfalls für 
den Bereich des Familienunterhalts als gleichwertig
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an, die Versorgungsanwartschaften seien daher von bei­
den Ehegatten "verdient" (Begründung der Bundesregie­
rung aaO S. 61, 155; 2. Bericht des BT-Rechtsausschus- 
ses aaO S. 19, 36; OLG Celle - 17. Zivilsenat - FamRZ 
1978, 518 f; OLG Hamm - 3. Senat für Familiensachen - 
NJW 1979, 311 f; Bastian/Roth-Stielow/Schmeiduch,
1. EheRG, Vorbem. 3 zu §§ 1587 ff BGB; Bogs aaO S. 81; 
Ruland/Tiemann, aaO Rdn. 26). Diese Begründung vermag 
jedoch nicht zu überzeugen:

Es ist zwar nicht zu verkennen, daß der Zugewinn­
ausgleich und der Versorgungsausgleich gewisse Paral­
lelen aufweisen. Vor allem verwendet das Gesetz bei 
beiden Rechtsinstituten im Falle der Ehescheidung den 
gleichen Teilungsmodus. Der Versorgungsausgleich er­
hält seine eigentliche Rechtfertigung aber nicht durch 
eine Ableitung aus dem güterrechtlichen Zugewinnaus­
gleichsprinzip. Die bis zu einem gewissen Grade rechts­
ähnliche Ausgestaltung der Rechtsinstitute beruht viel­
mehr darauf, daß beide eine gemeinsame Wurzel haben, 
nämlich die Lebensgemeinschaft der gleichberechtigten 
Ehepartner (für den Zugewinnausgleich vgl. BGHZ 68,
43, 45 m.w.N.). Außer diesem Grundgedanken ist die Ein­
führung des Zugewinnausgleichs, der die gleichberech­
tigte Teilhabe der Ehegatten am ehelichen Vermögenser­
werb verwirklichen soll (BGHZ 72, 85, 90; 65, 320,
322 f), wesentlich durch die Vorstellung des Gesetzge­
bers mitbestimmt worden, daß der jeweilige Vermögenser­
werb gemeinschaftlich erarbeitet worden ist; die gesetz­
liche Lösung der grundsätzlich hälftigen Beteiligung am 
gesamten während der Ehe hinzuerworbenen Vermögen ist 
Ausdruck der Überzeugung, daß die Tätigkeit beider Ehe­
gatten im Rahmen der einvemehmlich beschlossenen Ar­
beitsteilung als gleichwertig anzusehen ist (vgl. den
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Bericht des BT-Rechtsausschusses zum Entwurf des Gleich­
berechtigungsgesetzes, zu BT-Drucks. 11/3409 S. 5 sowie 
S. 9 zum heutigen § 1374 Abs. 2 BGB; vgl. ferner Gern­
huber, Lehrbuch des Familienrechts 2. Aufl. § 34 I 4,
§ 36 II 4; MünchKomm/Gernhuber BGB, Rdn. 9 vor § 1363; 
Erman/Heckelmann BGB 6. Aufl., Rdn. 40 vor § 1363). Nur 
im Interesse der Rechtsklarheit hat das Gesetz den et­
waigen Streit darüber ausgeschlossen, ob und in welchem 
Maße der den Anspruch erhebende Ehegatte am ehelichen 
Vermögenserwerb wirtschaftlich beteiligt war (BGHZ 65, 
320, 323); daher ist diese Frage im allgemeinen für den 
konkreten Zugewinnausgleichsanspruch rechtlich bedeu­
tungslos.

Jener Gedanke der Mitverursachung des ehelichen 
Vermögenserwerbs kann jedoch für den Versorgungsaus­
gleich bei generalisierender Betrachtung nicht 
herangezogen werden. Zwar gibt es auch Ehen, in denen 
es ein Ehegatte dem anderen überhaupt erst ermöglicht, 
einer bestimmten - zum Erwerb von Versorgungsanwart­
schaften führenden - Berufstätigkeit nachzugehen. Das 
ist aber nicht der Regelfall. Im allgemeinen wird der 
Erwerb von Versorgungsanwartschaften durch den einen 
Ehegatten nicht durch eine im Rahmen der vereinbarten 
Arbeitsteilung erbrachte Tätigkeit des anderen Ehe­
gatten mitverursacht; auch als Lediger hätte jener in 
aller Regel eine versicherungspflichtige Erwerbstätig­
keit (oder eine solche als Beamter) ausgeübt. Wichtig 
ist ferner, daß die Begründung der Versorgungsanwart­
schaften und deren Höhe nicht vom Familienstand, son­
dern vom Einkommen und (abgesehen von der Beamtenver­
sorgung) von den davon erbrachten Beiträgen abhängen; 
die Beiträge (das gleiche gilt für die ruhegehalts­
fähigen Dienstbezüge bei den Beamten) sind bei ledigen
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und verheirateten Erwerbstätigen gleich hoch (zu den 
familienbezogenen Bestandteilen der nach dem Versor­
gungsfall zu zahlenden Rente vgl. § 1587 a Abs. 8 BGB). 
Dieser Umstand macht besonders deutlich, daß der Erwerb 
von Versorgungsanwartschaften in keinem funktionalen 
Zusammenhang zur Mitarbeit des Ehepartners des Berufs­
tätigen innerhalb der ehelichen Gemeinschaft steht.
Wohl führt die Eheschließung häufig zum gegenteiligen 
Ergebnis, daß ein Ehegatte - typischerweise die Ehe­
frau - aufgrund anderer in der Ehe übernommener Auf­
gaben auf eine Erwerbstätigkeit und damit auf den Auf­
bau einer eigenen Altersversorgung ganz oder teilweise 
verzichtet.

Infolgedessen kann der Versorgungsausgleich nicht 
auf den speziellen, die gemeinsame Leistung der Ehegat­
ten hervorhebenden Grundgedanken des Zugewinnausgleichs 
zurückgeführt werden (so aber Begründung der Bundesre­
gierung aaO S. 61; Müller NJW 1978, 2275, 2276; Ruland/ 
Tiemann aaO Rdn. 21, 24 ff; Schwab, Handbuch des Schei­
dungsrechts, Rdn. 460; a. A. - wie hier - Dieckmann in 
«Zur Sache 2/76« S. 54, 67; vgl. auch Bogs FamRZ 1978, 
84 f). Es geht hier nicht um die gleichmäßige Teilhabe 
am gemeinschaftlich erarbeiteten Erwerb von Gütern. Der 
letztlich aus erfüllter Unterhaltspflicht während der 
Ehezeit resultierende Versorgungsausgleich stellt sei­
nem Wesen nach keine güterrechtliche Regelung dar.

4. a) In verfassungsrechtlicher Hinsicht findet 
das zu IV 1 dargelegte sozialpolitische Ziel des Ver­
sorgungsausgleichs seine Rechtfertigung vornehmlich 
im Sozialstaatsprinzip (Art. 20 Abs. 1 GG). Das Ziel, 
die einseitige Benachteiligung eines Ehegatten - typi­
scherweise der Ehefrau - hinsichtlich der Alterssiche-
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rung im Falle der Scheidung zu beseitigen, entspricht 
der sozialstaatlichen Fürsorgepflicht für Hilfsbedürf­
tige (BVerfGE 40, 121, 133 m.w.N.). Indem der Versor­
gungsausgleich dem sozial schwächeren Teil der zerbro­
chenen Ehegemeinschaft zu einer sozialen GrundSicherung 
und zum Aufbau einer eigenständigen Alterssicherung ver­
helfen soll, hat der Gesetzgeber in diesem Bereich den 
Anforderungen Msozialer Gerechtigkeit” (BVerfGE aaO
S. 134; 5, 85, 198) genügen und das Sozialstaatsgebot 
verwirklichen wollen.

b) Was das Rechtsverhältnis der Ehegatten zuein­
ander anbelangt, findet der Versorgungsausgleich in

*

den Art. 6 Abs. 1 , 3  Abs. 2 GG seine verfassungsrecht­
liche Grundlage. Die auf Lebenszeit angelegte eheliche 
Lebensgemeinschaft, aus der der Versorgungsausgleich 
letztlich zu rechtfertigen ist (siehe oben IV 2), ge­
hört zu den wesentlichen, von der Verfassungsgarantie 
des Art. 6 Abs. 1 GG umfaßten Elementen der Ehe (vgl. 
BVerfGE 31, 58, 82; 35, 382, 408; Scheffler in "Die 
Grundrechte" Bd. IV 1 S. 245, 283). Indem der Zweck 
der ehezeitlich erworbenen Versorgungsanwartschaften, 
der AltersSicherung beider Ehegatten zu dienen, über 
den Scheidungstag hinaus in Gestalt des Versorgungs­
ausgleichs erfüllt wird, ist der Versorgungsausgleich 
eine konsequente Folge der während der Ehe vorhanden 
gewesenen gleichberechtigten Partnerschaft beider Ehe­
gatten, die durch die Art. 3 Abs. 2, 6 Abs. 1 GG von 
Verfassungs wegen zugleich gefordert und geschützt 
wird (BVerfGE 35, 382, 408; 37, 217, 251; 42, 64, 77; 
vgl. auch BVerfGE 22, 93, 98; 3, 225, 242). Der Ver­
sorgungsausgleich entspricht unter diesem Blickwinkel 
mehr den Verfassungsgeboten des Art. 3 Abs. 2, 6 Abs. 1 
GG als die bisherige, unter IV 1 dargestellte Regelung.
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Dabei steht auch der Grundsatz, daß die während der 
Ehezeit von einem oder gegebenenfalls von beiden Ehe­
gatten erworbenen Versorgungsanwartschaften regelmäs­
sig genau ("schematisch”) zur Hälfte aufgeteilt wer­
den, im Einklang mit der Idee der ehelichen Gemein­
schaft (Art. 6 Abs. 1 GG), der ein rechnerisches Ab­
wägen sowohl der beiderseitigen Leistungen und Ver­
dienste für die Gemeinschaft als auch der Teilhabe an 
gemeinschaftlichen Rechtspositionen im allgemeinen wi­
dersprechen würde (vgl. BVerfGE 17, 1, 11).

c) Von dieser Grundlegung aus ist zu erörtern, 
ob die zahlreichen verfassungsrechtlichen Bedenken 
gegen den Versorgungsausgleich durchgreifen oder 
nicht.

V.

Die Verfassungsmäßigkeit des Versorgungsausgleichs
in der Form des Rentensplittings

1. Generelle verfassungsrechtliche Bedenken gegen 
den Versorgungsausgleich (also ohne die besondere 
"Alt-Ehen"-Problematik) werden einmal aus Art. 6 
Abs, 1 GG i.V.m. Art. 1 Abs. 1, 2 Abs. 1 GG abgelei­
tet und folgendermaßen begründet:

a) Durch die ohne Rücksicht auf das Verschulden 
am Scheitern der Ehe eintretenden finanziellen Be­
lastungen würden Ehe und Ehescheidung nach neuem 
Recht zu einem unübersehbaren und vielfach nicht mehr 
tragbaren finanziellen Risiko, das die Partner unter 
Umständen in einer unheilbar zerrütteten Ehe festhal- 
te oder es dem Ausgleichspflichtigen nach der Schei-
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dung infolge der vielfach ruinösen Auswirkungen des 
Versorgungsausgleichs faktisch unmöglich mache, eine 
neue Ehe einzugehen; im Hinblick auf derartige Kon­
sequenzen würden Heiratswillige vielfach überhaupt von 
einer Eheschließung abgehalten werden (Müller NJW 1977, 
1745, 1747; 1978, 2273, 2275; ähnlich OLG Hamm - 1. Se­
nat für Familiensachen - NJW 1978, 761, 763; vgl. auch 
Diederichsen bei Palandt aaO Einf. 9 vor § 1587, der 
befürchtet, der Versorgungsausgleich schaffe möglicher­
weise mittelbar einen Zwang zur Doppelverdienerehe).

Diese Bedenken vermögen nicht zu überzeugen. Sie 
betonen zu sehr die Interessen des nunmehr ausgleichs­
pflichtigen Ehepartners und verkennen, daß das alte 
Recht mit seiner ungenügenden AltersSicherung des 
nicht (oder nicht voll) erwerbstätigen Ehegatten die 
Scheidung für diesen in der Mehrzahl der Fälle zu 
einem noch weniger zumutbaren Risiko werden ließ als 
jetzt der Versorgungsausgleich für den erwerbstätigen 
Ehegatten. Verläßliche Prognosen lassen sich hierzu 
nach so kurzer Geltungszeit des 1. EheRG nicht tref­
fen. Darauf kommt es auch nicht an. Verfassungsrecht­
lich ist folgendes maßgeblich;

Zur Schutzpflicht des Staates nach Art. 6 Abs. 1 
GG gehört es zwar, daß er die Bereitschaft zur Ehe­
schließung durch seine Gesetze nicht gefährden darf 
(BVerfGE 28, 324, 347). Andererseits liegt der Verfas­
sung das Bild der "verweltlichten” bürgerlich-rechtli­
chen Ehe zugrunde. Dazu gehört auch, daß sich die 
Ehegatten - unter gesetzlich normierten Voraussetzun­
gen - scheiden lassen können (BVerfGE 31, 58, 83). 
Folglich ergibt sich aus Art. 6 Abs. 1 GG für den 
Gesetzgeber die Pflicht, außer für die bloße Schei-
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dung eine Regelung der Scheidungsfolgen zu schaffen, 
die dem Wesen der Ehe und den elementaren ehelichen 
Rechten und Pflichten, die die eheliche Lebensgemein­
schaft bis zu ihrer Auflösung hervorrief, adäquat ist. 
Denn bei der Fülle von Regelungsproblemen, die die 
Auflösung einer so engen Lebens-, Unterhalts- und 
Wirtschaftsgemeinschaft wie der Ehe mit sich bringt, 
würde die Normierung allein der Scheidungsvoraussetzun­
gen ohne die Seheidungsfolgen dem in Art. 6 Abs. 1 GG 
enthaltenen Gesetzgebungsauftrag nicht gerecht werden. 
Auch eine angemessene Regelung der Folgen einer Ehe­
auflösung fällt daher in den Schutzbereich des Art. 6 
Abs. 1 GG (vgl. auch Maunz/Dürig/Herzog, Grundgesetz, 
Art. 6 Rdn. 17). Bei der Erfüllung dieser Aufgabe hat 
der Gesetzgeber einen erheblichen Gestaltungsraum; für 
die Scheidungsfolgen kann insoweit nichts anderes gel­
ten als für die Scheidungsvoraussetzungen (vgl. hierzu 
BVerfGE 31, 58, 70; Senatsurteil BGHZ 72, 107 - NJW 
1978, 2550, 2551). Mit Rücksicht darauf, daß die Ehe 
auch eine Unterhaltsgemeinschaft sowie eine (begrenzte) 
Wirtschaftsgemeinschaft ist (vgl. BVerfGE 13, 290, 308; 
28, 324, 347), ist es imumgänglich und nach Art. 6 
Abs. 1 GG zulässig und sogar geboten, daß der Gesetz­
geber an die (aufgelöste) Ehe auch wirtschaftliche 
Rechtsfolgen - insbesondere für die Beziehungen der 
Ehegatten untereinander - anknüpft. Daß die für den 
Bereich der Alterssicherung gefundene gesetzgeberische 
Lösung des Versorgungsausgleichs nicht in Widerstreit 
zu einem der wichtigsten von Art. 6 Abs. 1 GG ge­
schützten Wesenselemente der Ehe, der ehelichen Lebens­
gemeinschaft, steht, sondern ihr sogar in hohem Maße 
entspricht, ist schon oben (IV 4 b) ausgeführt worden. 
Der Versorgungsausgleich ist eine konsequente Fortent­
wicklung des Grundsatzes, daß die zur Verfassungsgaran-
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tie der Ehe gehörende grundsätzlich gleiche Berechtig 
gung beider Partner auch auf die vermögensrechtlichen 
Beziehungen der Eheleute (im weiteren Sinne) nach der 
Scheidung einwirkt, soweit dies infolge der mit der 
Heirat gemeinsam füreinander übernommenen Verantwor­
tung, der freiwilligen Aufgabenteilung in der Ehe und 
einer gerechten Abwicklung des ehedem gemeinschaftli­
chen Rechtsverhältnisses geboten ist (vgl. BVerfGE 22, 
93, 96 bis 98; 42, 64, 77; 47, 85, 100). Der Versor­
gungsausgleich ist nach seinem Zweck nicht darauf an­
gelegt, die Heiratswilligkeit einzuschränken. Sollte 
er für bestimmte gesellschaftliche Gruppen die unbeab­
sichtigte Nebenfolge mit sich bringen, daß er als Be­
schwer der Ehe und damit als Hindernis, sich zur Ehe 
zu entschließen, angesehen wird, so kann daraus Jeden­
falls nicht die Folgerung gezogen werden, daß er mit 
Art. 6 Abs. 1 GG nicht vereinbar sei (vgl. BVerfGE 6, 
55, 77). Die grundsätzlich bestehende Pflicht des 
Staates zur Förderung der Ehe geht nicht so weit, daß 
er gehalten wäre, den Eheleuten Jegliche finanzielle 
Belastung und Jegliches Lebensrisiko, das sie durch 
die schicksalhafte Entwicklung ihrer Ehe treffen kann, 
abzunehmen (vgl. BVerfGE 23, 258, 264; 28, 104, 113;
40, 121, 132; 43, 108, 121).

Im übrigen ist - auch mit Blick auf Art. 6 Abs. 1, 
2 Abs. 1 GG - darauf hinzuweisen, daß der Gesetzgeber 
den Eheleuten den Versorgungsausgleich (zumindest bei 
Neuehen) nicht aufzwingt, sondern es ihnen freistellt, 
den Versorgungsausgleich durch Ehevertrag auszuschlies- 
sen (§ 1408 Abs. 2 BGB). Die Kritik an dieser Vor­
schrift, die Dispositionsfreiheit der Ehegatten sei 
durch Satz 2 zu stark eingeschränkt (Schwab FamRZ 1977, 
771), ist nicht stichhaltig. Daß der Ausschluß des Ver-
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sorgungsausgleichs unwirksam ist, wenn innerhalb eines 
Jahres nach Vertragsschluß Scheidungsantrag gestellt 
wird, ist zumindest eine vertretbare Lösung der sich 
dem Gesetzgeber stellenden Frage, wie bei grundsätz­
licher Dispositionsfreiheit derjenige Ehegatte, der 
sich vom Partner zu einem vertraglichen Ausschluß über­
reden läßt, vor einem groben Mißbrauch dieser Möglich­
keit bewahrt werden kann.

b) Ein weiterer Verstoß gegen das Wesen der Ehe 
(in Verb, mit dem allgemeinen Gerechtigkeitsgebot,
Art. 3 Abs. 1 GG) wird darin gesehen, daß die Kon­
struktion des Versorgungsausgleichs vom Verschuldens­
prinzip völlig abstrahiere. Ein hinreichender sachli­
cher Grund habe hierfür nicht Vorgelegen (Müller NJW 
1977, 1746). Das Seheidungsfolgenrecht gelte auch zu­
gunsten des Ehegatten, der die Härte dieses Rechts 
ausnutze, um sich vom Partner gegen dessen Willen zu 
trennen. Die im Gesetzgebungsverfahren gehegte Befürch­
tung, man dürfe die alte Verschuldensproblematik nicht 
auf dem Umweg über das Scheidungsfolgenrecht Wieder­
einfuhren (bzw. aufrecht erhalten), reiche nicht aus, 
bei den vermögensrechtlichen Scheidungsfolgen alle 
Verantwortlichkeitserwägungen außer acht zu lassen.
Man könne schwerlich die Ehe als Versorgungsinstitut 
ansehen und zugleich bei der Frage nach der "Anschluß- 
versorgung" eines Ehegatten die Frage nach der Verant­
wortlichkeit für die Zerstörung der ursprünglichen 
Versorgungsgemeinschaft völlig verdrängen. Der Ver­
sorgungscharakter der Ehe werde damit pervertiert 
(Dieckmann aaO S. 126, 128, 129, 133 f; im Ergebnis 
ähnlich bei MExtremfällenM schweren Zerrüttungsver­
schuldens: Friauf in "Zur Sache 2/76” S. 74, 81 f, 
der auch Bedenken aus Art. 1 Abs. 1 , 2  Abs. 1 GG
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äußert). Auch der Beschwerdeführer hat die §§ 1587 ff 
BGB zumindest insoweit als verfassungswidrig gerügt, 
als kein ausreichender Ausschluß des Versorgungsaus­
gleichs für solche Fälle vorgesehen sei, in denen ein 
Ehegatte das Scheitern der Ehe oder deren faktische 
Beendigung durch Umstände herbeiführe, die objektiv 
dem Ehevertrag und den daraus entspringenden Verpflich­
tungen zuwiderliefen und für die er subjektiv verant­
wortlich sei.

Daß der Versorgungsausgleich grundsätzlich vom 
Verschulden am Scheitern der Ehe unabhängig ist, ist 
jedoch verfassungsrechtlich unbedenklich. Der Vorzug 
dieser gesetzgeberischen Lösung ist einmal darin zu 
sehen, daß sie mit der Neuregelung der Scheidungs­
voraussetzungen übereinstimmt. Die Beseitigung des 
Verschuldensprinzips ist insoweit - wie der Senat be­
reits im Urteil BGHZ 72, 107 ausgesprochen hat - ver­
fassungsmäßig. Das Ziel des Gesetzgebers, das alte 
allgemein als reformbedürftig angesehene Scheidungs­
recht zu verbessern, es durch die Einführung des 
reinen Zerrüttungsprinzips den heutigen gesellschaft­
lichen und rechtspolitischen Vorstellungen anzupas­
sen und hierdurch auch zu gewährleisten, daß im 
Scheidungsverfahren die Intimsphäre der Ehegatten 
soweit als möglich unangetastet bleibt, wäre weit­
gehend verfehlt worden, wenn das Verschuldensprin­
zip für den Bereich des Versorgungsausgleichs unein­
geschränkt beibehalten worden wäre. Die Gestaltungs­
freiheit, die dem Gesetzgeber - in den durch die Na­
tur des geregelten Lebenssachverhalts gezogenen 
Grenzen - für die Seheidungsvoraussetzungen zukommt, 
gilt auch für die Regelung der Scheidungsfolgen (s. 
oben V i a ) * -  Zum anderen würde der völlige Aus-
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Schluß des Versorgungsausgleichs als strikte Folge 
des alleinigen oder überwiegenden Zerrüttungsver­
schuldens des mit den wertniedrigeren Versorgungs­
anwartschaften versehenen Ehegatten (analog den 
§§ 58, 60 EheG a. F.) mit dem den Versorgungsaus­
gleich rechtfertigenden Grundgedanken nicht in Ein­
klang stehen. Im Verhältnis der Ehegatten zueinan­
der liegt die Berechtigung des Versorgungsausgleichs - 
wie oben unter IV 2 dargelegt worden ist - in der ur­
sprünglich auf Lebenszeit geschlossenen ehelichen Le­
bensgemeinschaft, die eine ebenso auf Dauer angelegte 
gegenseitige Unterhalts- und Fürsorgepflicht und da­
mit von Anfang an eine Pflicht, entsprechend der ge­
meinsam beschlossenen Aufgabenverteilung in der Ehe für 
die beiderseitige Alterssicherung vorzusorgen, ein­
schließt. Stehen aber die ehezeitlich erworbenen Ver­
sorgungsanwartschaften unter diesem Zweckgedanken, so 
ist es vertretbar, die generelle, allein aus dem Schei­
dungsverschulden resultierende Verwirkung einer Teilha­
be an den Versorgungsanwartschaften als eine zumeist 
unverhältnismäßige Strafe für menschliches Versagen 
anzusehen. Abgesehen von den prinzipiellen Zweifeln, 
inwieweit es in einem gerichtlichen Verfahren möglich 
ist, das Verschulden eines Ehegatten am Scheitern der 
Ehe mit den zu Gebote stehenden unvollkommenen Beweis­
mitteln gerecht und zuverlässig festzustellen, würde 
eine am Verschuldensprinzip anknüpfende strikte Ver­
sagung des Versorgungsausgleichs vor allem diejenigen 
nicht seltenen Fälle wohl unangemessen regeln, in 
denen dem betreffenden Ehegatten nur für den letzten 
Zeitraum vor der Scheidung der Vorwurf eines zur Zer­
rüttung der Ehe führenden Verschuldens gemacht werden 
könnte und er vorher - während der überwiegenden Ehe­
zeit - seine ehelichen Pflichten erfüllt hat.
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Diese Erwägungen führen jedoch auch zur Bestim­
mung der Grenze, inwieweit es für den "schuldlosen” 
Ehegatten zumutbar ist, trotz schweren Verschuldens 
des Ehepartners am Scheitern der Ehe diesem noch 
Versorgungsanwartschaften abzugeben. Liegt für das 
Innenverhältnis der Ehegatten die verfassungsrechtli­
che Grundlage des Versorgungsausgleichs in der eheli­
chen Lebensgemeinschaft, so kann es auch verfassungs­
rechtlich nicht hingenommen werden, daß selbst derje­
nige Ehegatte uneingeschränkt die schematische Halbie­
rung der vom ehetreuen Partner erworbenen Versorgungs­
anwartschaften verlangen kann, der seinerseits in 
schwerwiegender Weise seine Pflichten aus der eheli­
chen Lebensgemeinschaft - insbesondere im Bereich des 
Familienunterhalts - verletzt oder sie beharrlich wäh­
rend einer erheblichen Zeitspanne überhaupt nicht er­
füllt hat. Die "Prämierung” eines in solcher Weise 
pflichtwidrig handelnden Ehegatten mit dem Versor­
gungsausgleich würde in der Tat der verfassungsrecht­
lichen Garantie der Ehe widersprechen und gegen das 
Gleichberechtigungsgebot, das für Ehegatten auch Gleich­
heit der Pflichten (im Rahmen der in freier Entschei­
dung geschlossenen ehelichen Arbeitsteilung) bedeutet, 
verstoßen.

Indessen hat der Gesetzgeber diesen Gesichts­
punkt durchaus nicht vernachlässigt, sondern ihm 
durch die Härteklausel des § 1587 c BGB, insbesonde­
re Nr. 1 und Nr. 3 (für den schuldrechtlichen Versor­
gungsausgleich: § 1587 h BGB), Rechnung getragen. Bei 
der Vielgestaltigkeit der in der Wirklichkeit bestehen­
den Ehetypen, der ehelichen Lebensverhältnisse und der 
Ursachen, die zum Scheitern der Ehe führen können, war 
es dem Gesetzgeber nicht möglich, einen genau umschrie-
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benen Katalog derjenigen Fallgruppen aufzustellen, in 
denen die Durchführung des Versorgungsausgleichs (ganz 
oder teilweise) als sachlich unangemessen abzulehnen 
ist. Es wird die Aufgabe der Gerichte - insbesondere 
der Tatsacheninstanzen - sein, im jeweiligen Einzel­
fall eine dem Zweck des Versorgungsausgleichs und den 
Verfassungsnormen, insbesondere den Art. 6 Abs. 1,
3 Abs. 2 GG entsprechendes Ergebnis zu erzielen, das 
ungerechte Schematisierungen vermeidet. Soweit das 
Schrifttum die Härteklausel des § 1587 c (bzw. § 1587 h) 
BGB für unzureichend hält (Dieckmann aaO S. 128; Müller 
NJW 1977, 1746), verkennt es, daß gerade die familien­
rechtlichen Generalklauseln - wie z. B. der Begriff 
der groben Unbilligkeit in § 1587 c Nr. 1 BGB - unter 
Beachtung der Art. 6 Abs. 1, 3 Abs. 2 GG ausgelegt wer­
den müssen; denn diese Grundgesetzvorschriften sind als 
Grundsatznormen für das gesamte Ehe- und Familienrecht 
maßgeblich (vgl. BVerfGE 22, 93, 98; 31, 58, 67 m.w.N.). 
Im Hinblick auf diese vorrangigen Verfassungsnormen 
verbietet es sich, Halbsatz 2 des § 1587 c Nr. 1 BGB 
eine zu weitreichende Bedeutung beizumessen. Die wich­
tigste Funktion dieser Vorschrift muß darin gesehen 
werden, daß das Verschuldensprinzip des alten Schei­
dungsrechts auch für den Bereich des Versorgungsaus­
gleichs nicht fortgeführt wird; Umstände sollen nicht 
allein deshalb ganz oder teilweise zur Versagung des 
Versorgungsausgleichs berechtigen, "weil sie zum Schei­
tern der Ehe geführt haben". Ergibt aber die umfassende 
Würdigung des konkreten Sachverhalts, daß dieselben 
(einem Ehegatten zum Verschulden gereichenden) Umstän­
de, die die Zerrüttung der Ehe verursacht haben, zu­
gleich auch im Hinblick auf Art. 6 Abs. 1, 3 Abs. 2 GG 
und den Grundgedanken des Versorgungsausgleichs als 
schwere Pflichtverletzung zu werten sind, steht einer
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Anwendung der Härteklausel nichts entgegen; eine an­
dere Auslegung des § 1587 c BGB wäre verfassungswid­
rig. Ob sich allgemeingültige Richtlinien für die An­
wendung der Vorschrift in bestimmten Fallgruppen auf­
stellen lassen, kann hier dahinstehen; wenn überhaupt, 
so dürfte dies ohnehin erst möglich sein, wenn hin­
reichende Erfahrungen in der Anwendung des Versorgungs­
ausgleichsrechts gesammelt worden sind. Entscheidend 
ist im vorliegenden Zusammenhang, daß die Härteklausel 
gerechte, dem Zweck des Versorgungsausgleichs entspre­
chende Einzelfallentscheidungen ermöglichen soll. Sie 
kann diese Aufgabe auch erfüllen, wenn die Gerichte 
bei ihrer Anwendung, da nun einmal die starre Schema­
tisierung des Versorgungsausgleichsgrundsatzes - die 
Halbierung der ehezeitlich erworbenen Versorgungsan­
wartschaften - zu besonderen Härten führen kann, 
nicht wiederum schematisch verfahren und etwa in Über­
treibung des Reformgedankens jedes Zerrüttungsverschul­
den unberücksichtigt lassen, sondern jeden Einzelfall 
gemäß den oben angeführten Grundsätzen würdigen.

2. Vor allem im Gesetzgebungsverfahren ist die 
Ansicht geäußert worden, der Versorgungsausgleich ver­
letze Art. 3 Abs. 1 GG, weil er den verheirateten Ehe­
gatten, der wertniedrigere Versorgungsanwartschaften 
als der Ehepartner erworben habe, schlechter stelle 
als den geschiedenen Ehegatten (insbesondere Gitter 
bei der Sachverständigenanhörung, "Zur Sache 2/76”
S. 32 bis 34). Die bisher nur als Scheidungsfolge in 
Kraft gesetzte Versorgungsausgleichsregelung verstößt 
indessen nicht gegen den Gleichheitssatz: Soweit die 
Ehegatten in intakter Ehe leben, partizipieren sie 
beim Versorgungsfall beide innerhalb der ehelichen 
Unterhaltsgemeinschaft an den gegebenenfalls nur von
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einem Ehegatten erworbenen Versorgungsanwartschaften. 
Der Lebenssachverhalt ist daher mit demjenigen nach 
Ehescheidung nicht vergleichbar. Ob dann, wenn die 
Ehe gescheitert ist und die Ehegatten (gegebenenfalls 
schon längere Zeit) getrennt leben, aber kein Schei­
dungsverfahren durchführen, ein Versorgungsausgleich 
sachgerecht wäre, bedarf hier keiner weiteren Erörte­
rung. Dieser Gesichtspunkt kann die Verfassungsmäßig­
keit des Versorgungsausgleichs für geschiedene Ehen 
nicht in Frage stellen.

3. Die meisten Gegner des Versorgungsausgleichs 
machen - auch für Neuehen - Bedenken aus Art. 14 GG 
geltend. So wird der "Eingriff in bestehende Vermö­
genspositionen" des ausgleichspflichtigen Ehegatten 
generell immer dann für eine verfassungswidrige Ent­
eignung gehalten, wenn infolge des Splittings die der- 
einstige Versorgung nicht mehr in einem angemessenen 
Verhältnis zu den von den Betroffenen eingezahlten 
Beiträgen stehe (Müller NJV 1977, 1747; ähnlich Gitter 
in "Zur Sache 2/76" S. 34; ferner Schwab ebenda S. 89, 
für die Fälle, in denen der Grundgedanke des Versor­
gungsausgleichs seiner Ansicht nach - wie z. B. bei 
der Doppelverdienerehe - nicht zutrifft). Zusätzlich 
wird auf Art. 14 Abs. 3 GG hingewiesen. Nach Satz 1 
dieser Vorschrift sei eine Enteignung nur zum Wohle 
der Allgemeinheit zulässig, der Versorgungsausgleich 
diene aber hauptsächlich den Interessen des berech­
tigten Ehegatten, also einer Privatperson. Überdies 
sei Satz 2 Jener Vorschrift verletzt, weil das Gesetz 
keine Entschädigung des Ausgleichspflichtigen vor­
sehe (Vorlagebeschluß nach Art. 100 GG des OLG Celle - 
10. Zivilsenat - NJW 1978, 1333, 1335; ebenso Vorlage­
beschluß des OLG Saarbrücken NJW 1979, 318).
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a) Daß der Versorgungsausgleich - wie ausgeführt 
worden ist - mit der Verfassungsgarantie der Ehe in 
Einklang steht, enthebt nicht der Notwendigkeit, ihn 
auch am Maßstab des Art. 14 GG zu prüfen. Denn hin­
sichtlich des Entzugs von Vermögenswerten Rechtsposi­
tionen, den man möglicherweise als Benachteiligung eines 
Ehegatten bei gleichzeitiger Begünstigung des anderen 
ansehen kann, vermag Art. 6 Abs. 1 GG den Art. 14 GG 
als Prüfungsmaßstab nicht zu verdrängen. Allerdings 
beeinflußt die für das gesamte Ehe- und Familienrecht 
bedeutsame Grundsatznorm des Art. 6 Abs. 1 (sowie
Art. 3 Abs. 2) GG - wie noch zu zeigen sein wird - 
auch die Intensität und den Umfang des Schutzes des 
Art. 14 GG.

b) Art. 14 GG kann nur dann zugunsten des aus­
gleichspflichtigen Ehegatten eingreifen, wenn die Ver­
sorgungsanwartschaften bzw. der schon entstandene Ren­
tenanspruch unter den Eigentumsschütz des Art. 14 Abs. 1 
Satz 1 GG fallen. Diese Frage hat das Bundesverfassungs­
gericht für die gesetzliche Sozialversicherung noch 
nicht entschieden (vgl. BVerfGE 40, 65, 83). Der Senat 
geht davon aus, daß auch den in der gesetzlichen Sozial­
versicherung begründeten Anwartschaften (sowie den schon 
entstandenen Rentenansprüchen) - nach Maßgabe der nach­
folgenden Ausführungen - der verfassungsrechtliche 
Schutz des Art. 14 GG zukommt (im Ergebnis ebenso
u. a.: Friauf in "Zur Sache 2/76H S. 74; P. Ipsen 
in Festschrift für H. P. Ipsen, S. 69, 73 f; Müller 
NJW 1977, 1747). Hierfür sind folgende Erwägungen maß­
gebend :

Nach der neueren Rechtsprechung des Bundesver­
fassungsgerichts können Vermögenswerte subjektiv-öf­
fentliche Rechte grundsätzlich "Eigentum*1 im Sinne
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des Art. 14 Abs. 1 Satz 1 GG sein. Kriterium für die 
Anwendbarkeit dieser Grundsatznorm ist, ob der das sub­
jektiv-öffentliche Recht begründende Tatbestand seinem 
Inhaber eine so verfestigte Rechtsposition verschafft, 
daß sie im Hinblick auf ihre rechtliche Ausgestaltung 
und nach dem Rechtsstaatsgrundsatz nicht mehr wegfallen 
kann. Für eine solche Bewertung ist bedeutsam, ob die 
Rechtsstellung auf eine eigene Leistung zurückzuführen 
ist oder ausschließlich auf staatlicher Gewährung be­
ruht; im letztgenannten Fall scheidet Art. 14 GG als 
Schutzgarantie aus (BVerfGE 45, 142, 170; 48, 403,
412 f). - Daß auch die Versorgungsanwartschaften sowie 
die entstandenen Rentenansprüche in der gesetzlichen 
Sozialversicherung Vermögenswerte subjektiv-öffentli­
che Rechte sind, braucht nicht näher erörtert zu wer­
den. Für eine Erstreckung des verfassungsrechtlichen 
Eigentumsschutzes zumindest auf die Rechtspositionen 
des Versicherten selbst (also nicht seiner Hinterblie­
benen) spricht folgendes: Die Eigentumsgarantie steht 
in einem engen funktionalen Zusammenhang mit dem ver­
fassungsrechtlichen Schutz der persönlichen Freiheit.
Die wichtigste Aufgabe, die sie als Grundrecht des einzel­
nen zu erfüllen hat, besteht darin, dem Bürger einen 
Freiheitsraum im vermögensrechtlichen Bereich zu si­
chern, ihm also die wirtschaftlichen Voraussetzungen 
für eine eigenverantwortliche, den Art. 1 Abs. 1, 2 
Abs. 1 GG entsprechende Lebensgestaltung zu gewährlei­
sten (BVerfGE 40, 65, 83 f; 46, 325, 334; BVerfG Urt. 
v. 1. März 1979 - 1 BvL 532 und 533/77, 419/78 und 
1 BvL 21/78 - im folgenden: "MitbestimmungsurteilH,
S. 62 m.w.N.). Eben diese Aufgabe der Sicherung einer 
freien, wirtschaftlich unabhängigen Lebensführung in 
der Zeit nach dem Ende der Erwerbstätigkeit hat in 
der heutigen arbeitsteiligen industriellen Dienstlei­
stungsgesellschaft für die ganz überwiegende Mehrheit
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der Bevölkerung in erster Linie die gesetzliche Sozial­
versicherung zu erfüllen (s. auch oben IV 1)♦ Das der­
zeitige System der gesetzlichen Rentenversicherung ent­
hält zwar ein wesentliches Element sozialer Fürsorge - 
vor allem im Bereich der Hinterbliebenenversorgung -, 
ist aber mindestens ebenso stark durch das versiche­
rungsrechtliche Prinzip geprägt: insbesondere die Ren­
ten der Versicherten selbst beruhen - bei wertender 
Analyse des derzeitigen gesetzlichen Rentenversiche­
rungssystems - überwiegend auf eigenen Beiträgen der 
Versicherten (vgl. zuletzt BVerfGE 48, 346, 358; 43,
13, 23 f). Freilich ist auch bei der Versichertenrente 
nicht zu verkennen, daß sie in ihrer Ausgestaltung und 
in ihren Berechnungsfaktoren (z. B. bezüglich der Aus­
fall-, Ersatz- und Zurechnungszeiten, §§ 1259, 1251, 
1260 RVO, 36, 28, 37 AVG) bedeutsame Elemente des für­
sorgerischen Prinzips enthält (BVerfGE 48, 346, 358). 
Das kann nicht ohne Einfluß auf die Frage bleiben, wie 
intensiv der verfassungsrechtliche Eigentumsschutz in 
seiner Ausdehnung auf Anwartschaften und Renten in der 
gesetzlichen Sozialversicherung nach der Natur dieser 
Rechtspositionen überhaupt sein kann (s. sogleich zu 
Art. 14 Abs. 1 Satz 2 GG).

c) Da es verfassungsrechtlich keinen ’’absoluten" 
Begriff und damit auch keinen absoluten Schutz des 
Eigentums gibt, ist es Aufgabe des Gesetzgebers, In­
halt und Schranken des Eigentums zu bestimmen (BVerfGE 
20, 351, 355). Erst aus dieser Bestimmung ergibt sich 
die konkrete Reichweite des verfassungsrechtlichen 
Eigentumsschutzes. Sofern man Anwartschaften und An­
sprüche des Versicherten in der gesetzlichen Sozialver­
sicherung in die Garantie des Art. 14 GG einbezieht, 
ist der Versorgungsausgleich - zumindest in seiner
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grundsätzlichen Regelung (s. oben IV, vor 1) - durch 
diese Ermächtigung des Gesetzgebers in Abs. 1 Satz 2 
des Art. 14 GG gedeckt.

Für das Ausmaß zulässiger Gestaltung des Gesetz­
gebers nach Art. 14 Abs. 1 Satz 2 GG ist die Eigenart 
der betroffenen Rechtsposition des Burgers von maßgeb­
licher Bedeutung (vgl. BVerfG Mitbestimmungsurteil 
S. 63, 65). Je nach Art des Regelungsbereichs sind der 
Befugnis des Gesetzgebers unterschiedliche Grenzen ge­
zogen. Soweit es um die Funktion des Eigentumsrechts 
geht, die wirtschaftliche Freiheit des einzelnen zu 
sichern, ist der Schutz vor gesetzgeberischen Eingrif­
fen tendenziell stark. Dagegen ist der Gestaltungsbe­
reich des Gesetzgebers umso weiter, je mehr die betrof­
fene Rechtsposition "in einem sozialen Bezug und einer 
sozialen Funktion steht"; dieser Gesichtspunkt hat in 
Art. 14 Abs. 2 GG seinen Ausdruck gefunden (BVerfGE 42, 
263, 294; BVerfG Mitbestimmungsurteil S. 63 f m.w.N.). 
Bei der Erfüllung des Regelungsauftrags des Art. 14 
Abs. 1 Satz 2 GG hat der Gesetzgeber einerseits die 
Bestandsgarantie des Art. 14 Abs. 1 Satz 1 GG ein­
schließlich der Sozialpflichtigkeit des Eigentums nach 
Art. 14 Abs. 2 GG, andererseits alle übrigen Verfas­
sungsnormen, also insbesondere den Gleichheitssatz, 
die Verbürgung persönlicher Freiheit (Art. 2 Abs. 1 GG) 
und die Prinzipien der Rechts- und Sozialstaatlichkeit 
zu berücksichtigen (BVerfGE 14, 263, 278; 34, 139, 146) 
und so die schutzwürdigen Interessen aller Beteiligten 
sowie die Belange des Allgemeinwohls zu einem gerech­
ten, verhältnismäßigen Ausgleich zu bringen (BVerfGE 
37, 132, 140).
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Diese Grundsätze bedeuten für die verfassungs­
rechtliche Prüfung des Versorgungsausgleichs, daß der 
soziale, aus der ehelichen Lebensgemeinschaft resul­
tierende Zweck der ehezeitlich erworbenen Versorgungs­
anwartschaften, nämlich der Alterssicherung beider Ehe­
gatten zu dienen, sowie die für das gesamte Eherecht be­
deutsamen Verfassungsnormen der Art. 6 Abs. 1, 3 Abs. 2 
GG entscheidend das Ergebnis beeinflussen. Für die ver­
fassungsrechtliche Zulässigkeit des Versorgungsaus­
gleichs spricht, daß bei voller Würdigung des Zwecks 
der während der ehelichen Lebensgemeinschaft begrün­
deten Versorgungsanwartschaften nicht nur der Rechts­
träger, sondern auch sein Ehepartner auf die Nutzung 
Jener Rechtspositionen angewiesen ist und ihrer zu sei­
ner Freiheitssicherung und verantwortlichen Lebensge­
staltung bedarf. Der Versorgungsausgleich aktualisiert 
und realisiert diesen Zweck der Versorgungsanwartschaf­
ten für den Fall der Scheidung. Da die auszugleichenden 
Versorgungsanwartschaften schon im Zeitpunkt ihres Er­
werbs in einem engen Bezug zur wirtschaftlichen und 
sozialen Lage beider Ehegatten standen und jede ge­
setzliche Inhalts- und Schrankenbestimmung von Eigen­
tumsrechten, die bei rechtlicher oder wirtschaftlicher 
Betrachtungsweise beiden Ehegatten zugeordnet werden 
müssen, sich gerade auch an den Art. 6 Abs. 1, 3 Abs. 2 
GG ausrichten muß, überschreitet die diesen Verfassungs­
geboten entsprechende Regelung (vgl. oben IV 4 b, V 1 a) 
die Grenzen der gesetzgeberischen Gestaltungsbefugnis 
nach Art. 14 Abs. 1 Satz 2 GG nicht.

Das Oberlandesgericht hat in dem angefochtenen 
Beschluß mit Blick auf die von Anfang an vorhandene 
"soziale Funktion der Versorgungsanwartschaften zu 
dem anderen Ehegatten" weiter ausgeführt, durch den
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Versorgungsausgleich trete daher ein echter Substanz­
verlust an Versorgungsanwartschaften beim ausgleichs­
verpflichteten Ehegatten nicht ein. Dies hat der Be­
schwerdeführer mit der weiteren Beschwerde als unzu­
treffend gerügt: Es könne nicht zweifelhaft sein, daß 
die grundsätzliche Umstellung nach dem neuen Recht, 
durch das die Versorgungsansprüche im Palle einer 
Scheidung aufgeteilt würden, für, den ausgleichspflich­
tigen Ehegatten einen Substanzverlust in den Anwart­
schaften darstelle. Dies werde insbesondere dadurch 
klar, daß übertragene Versorgungsanwartschaften nicht 
zum ausgleichspflichtig gewesenen Ehegatten zurück­
kehrten, wenn der Ausgleichsberechtigte den Versor­
gungsfall nicht erlebe oder aus anderen Gründen nicht 
in den Genuß einer Rente komme. Der Substanzverlust 
(und damit die Enteignung) liege eben auch darin, daß 
anders als bei der bisherigen Regelung einem Ehegatten 
unwiderruflich Teile der Versorgungsbezüge verloren 
gingen.

Dem Beschwerdeführer ist zuzugeben, daß die Be­
gründung des angefochtenen Beschlusses in diesem Punkt 
nicht unbedenklich ist, und daß die Frage des "Sub- 
stanzverlustes” in1der Rechtsprechung des Bundesver­
fassungsgerichts zu Art. 14 Abs. 1 Satz 2 GG eine we­
sentliche Bedeutung hat. Nach dem Contergan-Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts muß der Gesetzgeber berück­
sichtigen, daß ’’die Bestandsgarantie des Art. 14 Abs. 1 
Satz 1 GG die Erhaltung des ZuordnungsVerhältnisses und 
die Gewährleistving der Substanz des Rechts fordert”; 
er darf “nicht unter dem Etikett einer Inhaltsbestimmung 
nach Art. 14 Abs. 1 Satz 2 GG in Wahrheit eine Enteig­
nung durchführen" (BVerfGE 42, 263, 295). Diesen Grund­
satz hat das Bundesverfassungsgericht Jüngst im Mitbe­
stimmungsurteil (S. 64) wiederholt.
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Im Ergebnis kann dem Beschwerdeführer aber nicht 
zugestimmt werden. Die zu anderen Rechtsgebieten auf­
gestellten verfassungsgerichtlichen Grundsätze lassen 
sich nicht unbesehen und wortwörtlich auf den vermö­
gensrechtlichen Bereich von Ehegatten übertragen. Wie 
insbesondere den Ausführungen des Bundesverfassungsge­
richts im Mitbestimmungsurteil - im Zusammenhang be­
trachtet - entnommen werden muß, dient die Forderung 
nach Erhaltung des Zuordnungsverhältnisses und der Sub­
stanz des Rechts in erster Linie dazu, die Privatnützig­
keit des geschützten Rechts zu gewährleisten (S. 62 bis 
64). Dagegen bedeutet die Schutzgarantie der privat­
rechtlich zugeordneten Ansprüche gemäß Art. 14 Abs. 1 
Satz 1 GG nicht schlechthin ihre Unantastbarkeit oder 
die Unzulässigkeit jeder inhaltlichen Veränderung. Viel­
mehr ermächtigt Art. 14 Abs. 1 Satz 2 GG den Gesetzgeber 
durchaus, unter Beachtung der oben dargelegten Voraus­
setzungen auch in bereits begründete Rechte einzugrei­
fen und diesen einen neuen Inhalt zu geben (BVerfGE 
42, 263, 294; 31, 275, 284 f). Die »'Privatnützigkeit” 
der Versorgungsanwartschaften wird nun durch den Ver­
sorgungsausgleich im Grundsatz nicht berührt. Inner­
halb der Versorgungsgemeinschaft der Ehegatten (s. oben 
IV 2), die wegen der Scheidung aufgelöst werden muß, 
wird lediglich die rechtliche Zuordnung der Versor­
gungsanwartschaften entsprechend ihrem wirtschaftli­
chen, sozialen und ehelichen Zweck im Erwerbszeitpunkt 
geändert; den bisherigen Mitgliedern der aufzulösenden 
Versorgungsgemeinschaft bleibt - insgesamt betrachtet - 
die Substanz der erworbenen Versorgungsrechte erhalten. 
Eine verdeckte Enteignung kann demgemäß im Versorgungs­
ausgleich nicht gesehen werden. Daß der erwerbstätige 
Ehegatte, in dessen Person die Anwartschaften begrün­
det worden waren, die teilweise Änderung des rechtli-
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chen Zuordnungsverhältnisses zu dulden hat, ergibt 
sich - wie schon ausgeführt worden ist - aus der be­
sonderen Eigenart, der sozialen und ehelichen Bindung 
dieser Rechtspositionen.

d) Soweit der Beschwerdeführer insbesondere eine 
verfassungswidrige Enteignung darin sieht, daß die aus­
zugleichenden Versorgungsanwartschaften dem pflichti­
gen Ehegatten unwiderruflich weggenommen werden und 
sie auch dann nicht zu ihm zurückkehren, wenn sie sich 
beim berechtigten Ehegatten in Zukunft wegen Todes 
oder sonstiger Gründe nicht zu einer Rente realisieren 
(ebenso: OLG Hamm - 1. Senat für Familiensachen - NJW 
1978, 763; Bedenken äußern ferner: Friauf in "Zur Sa­
che" S. 73 f; Müller NJW 1978, 2274; Schwab in Handbuch 
des Scheidungsrechts Rdn. 481 sowie in FamRZ 1977, 771 f), 
kann ihm ebenfalls nicht zugestimmt werden. Der Gesetz­
geber verfolgt mit dem Versorgungsausgleich das verfas­
sungsmäßige sozialpolitische Ziel, dem sozial schwäche­
ren Teil der zerbrochenen Ehegemeinschaft eine soziale 
Grundsicherung zu vermitteln und ihm damit für den Be­
reich der Altersversorgung zu wirtschaftlicher Unab­
hängigkeit zu verhelfen (s. oben IV 1). Wenn er zur Er­
reichung dieses Ziels das Konzept der abgeleiteten Ver­
sorgung - zulässigerweise - dadurch ersetzte, daß er 
dem ausgleichsberechtigten Ehegatten mit Hilfe des Ver­
sorgungsausgleichs den Eintritt in das System der so­
zialen Sicherung als selbständiger Versicherter ermög­
licht, durfte er dabei auch die Strukturprinzipien die­
ser Versicherung gelten lassen (vgl. BVerfGE 36, 120,
123 f), also die nunmehr selbständigen Versicherungs­
verhältnisse einem jeweils eigenen Versicherungsrisiko 
unterwerfen.
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e) Auch die im Vorlagebeschluß des OLG Hamm (un­
ter 1 g des Beschlußtenors und IV 2 g der Beschlußgrün­
de, NJW 1978, 761 und 764; vgl. auch den Ergänzungsbe­
schluß vom 15.11.1978, S. 15) geäußerten Zweifel, ob 
sich im Zeitpunkt der beiderseits später eintretenden 
Versicherungsfälle der auf dem Versorgungsausgleich be­
ruhende Rentenverlust beim ausgleichspflichtigen Ehe­
gatten und der Rentenzuwachs beim ausgleichsberechtig­
ten Ehegatten insgesamt die Waage halten oder ob der 
Verlust auf der einen Seite in bestimmten Fällen nicht 
doch höher ist als der Zuwachs auf der anderen Seite, 
können nicht zu der Annahme führen, das Rentensplitting 
(§ 1587 b Abs. 1 BGB) sei - wegen Verstoßes gegen 
Art. 14 GG - verfassungswidrig. Die angeschnittene Fra­
ge berührt nicht das Grundproblem, ob der Versorgungs­
ausgleich im Verhältnis der Ehegatten zueinander ge­
rechtfertigt ist, sondern betrifft nur die Einzelrege­
lungen, die den familienrechtlichen Versorgungsaus­
gleichsgedanken im Sozialversicherungsrecht auszufüh­
ren haben. Dort ist durch das in § 1304 a RVO vorge­
sehene Verfahren sichergestellt, daß die Werteinheiten, 
in die die übertragenen Rentenanwartschaften umgerech­
net werden, in derselben Höhe sowohl bei der Kürzung 
der Rente des ausgleichspflichtigen als auch bei der 
Erhöhung (bzw. der Berechnung) der Rente des aus­
gleichsberechtigten Ehegatten herangezogen werden 
(§ 1304 a Abs. 4 RVO; vgl. u. a. Maier DAngVers 1977,
5 ff, insbesondere S. 7, 9 f). So nehmen die übertra­
genen Rentenanwartschaften auch an der allgemeinen Ren­
tenanpassung teil (vgl. Maier aaO). Folglich ist die 
gesetzliche Grundlage dafür geschaffen, daß die über­
tragenen Rentenanwartschaften beim Empfänger denselben 
Rentenertragswert haben, den sie beim ausgleichspflich­
tigen Ehegatten hatten. Im übrigen wird die Höhe der
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Rente - insbesondere hinsichtlich der oben unter V 
3 b) genannten Berechnungsfaktoren (Ausfall-, Ersatz- 
und Zurechnungszelten) - wesentlich mitbestimmt durch 
das persönliche Lebensschicksal des Versicherten und 
den individuellen Versicherungsverlauf. Daß sich hier­
durch Unterschiede in der Berechnung der Renten der 
geschiedenen Ehegatten ergeben können, ist eine system­
gerechte Folge des Umstandes, daß der Versorgungsaus­
gleich zu zwei voneinander unabhängigen Versicherungs­
verhältnissen der geschiedenen Ehegatten führt.

f) Bedenken gegen die Verfassungsmäßigkeit des 
Versorgungsausgleichs - unter dem Blickwinkel der 
Art. 14 i.V.m. 20 Abs. 1 GG (Sozialstaatsgebot) und 
2 Abs. 1 GG - sind weiter deswegen erhoben worden, weil 
der Ausgleichspflichtige trotz Begründung von Versor­
gungsanwartschaften durch eigene Beiträge infolge des 
Versorgungsausgleichs mit seiner verbleibenden Rente 
unter den Sozialhilfesatz sinken könne; beim ausgleichs­
berechtigten Ehegatten bestehe erst recht die Gefahr, 
daß der Versorgungsausgleich letztlich nur zu einer 
Minimalrente führe, so daß das Rentensplitting aus 
einem zwei Sozialhilfeempfänger mache (OLG Hamm - 
1. Senat für Familiensachen - NJW 1978, 763 f; Gitter 
und Friauf in MZur Sache 2/76" S. 44, 73). Dieser Ein­
wand wäre, wenn er eine typische Folge des Versorgungs­
ausgleichs aufzeigen würde, mit Blick auf den aus­
gleichspflichtigen Ehegatten insofern nach Art. 14 GG 
bedeutsam, als eine auf Art. 14 Abs. 1 Satz 2 GG ge­
stützte Regelung dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 
genügen muß; danach muß der Eingriff in die Rechtsposi­
tion des Betroffenen zur Erreichung des angestrebten 
Ziels geeignet und notwendig sein, er darf auch nicht 
übermäßig belastend und deshalb unzumutbar sein (BVerfGE 
21, 150, 155).
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Das Problem der ”Kleinstrenten” ist im Gesetzge­
bungsverfahren, insbesondere bei der öffentlichen An­
hörung des Rechtsausschusses des Bundestags am 2. und 
9. Juni 1975 (vgl. die Veröffentlichung in "Zur Sache 
2/76” S. 18 ff) ausgiebig erörtert worden. Eine Fest­
stellung oder eine verläßliche Prognose, der Versor­
gungsausgleich sei typischerweise dazu geeignet, daß 
geschiedene Ehegatten nach Erreichen der Altersgrenze 
nur jeweils über Minimalrenten (unterhalb des Sozial­
hilf esatzes) verfügen, hat sich nicht treffen lassen.
Es ist vielmehr eine gegenteilige Erwartung ausgespro­
chen worden (Stellungnahme des BMJ aaO S. 229). Diese 
hat auch die größere Wahrscheinlichkeit für sich: Zum 
einen ist die Sozialversicherungsrente heute bei nor­
malem Versicherungsverlauf so ausgestaltet, daß sie im 
allgemeinen für den Lebensunterhalt des Versicherten 
und seines Ehegatten durchaus ausreicht; vor allem aber 
werden die meisten Ehescheidungen schon innerhalb der 
ersten zehn Ehejahre ausgesprochen (im Jahre 1971 hat­
ten 37,7 % der geschiedenen Ehen nur eine Dauer bis 
zu 5 Jahren, 65,4 % der geschiedenen Ehen nur eine 
Dauer bis zu 10 Jahren gehabt, vgl. Begründung der 
Bundesregierung aaO S. 245), so daß der Versorgungs­
ausgleich dem ausgleichspflichtigen Ehegatten - bezogen 
auf das gesamte Versicherungsleben - auch nur einen 
relativ geringen Teil der Versorgungsanwartschaften 
entzieht. Daß der Ausgleichspflichtige nach Durchfüh­
rung des Versorgungsausgleichs nur eine sehr niedrige 
Altersrente zurückbehält, dürfte daher eher eine Aus­
nahme bleiben, die auch nicht in erster Linie dem Ver­
sorgungsausgleich zuzurechnen, sondern auf die geringe 
Anzahl anrechnungsfähiger Versicherungsjahre oder an­
dere Unregelmäßigkeiten des Versicherungsverlaufs zu­
rückzuführen sein wird. Folglich läßt der Versorgungs-
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ausgleich insoweit nur in atypischen Einzelfällen Här­
ten erwarten, die aber wesentlich auf anderen Ursachen 
beruhen und die keine verfassungsrechtlichen Einwände 
gegen die Gesamtregelung des Versorgungsausgleichs 
rechtfertigen. Ob in einem derartigen Einzelfall der 
dem Ausgleichspflichtigen drohenden Härte durch die 
Anwendung des § 1587 c Nr. 1 BGB begegnet werden kann 
oder ob auch dann das Gebot sozialer Gerechtigkeit es 
erfordert, daß die wenigen ehezeitlich erworbenen Ver­
sorgungsanwartschaften dem anderen Ehegatten zur Hälfte 
zugeteilt werden (vgl. die Argumente des BMJ in "Zur 
Sache 2/76”, S. 229 f), zumindest dann, wenn dieser kei­
ne anderweitige ausreichende Versorgung hat, braucht 
hier nicht erörtert zu werden; denn der Beschwerdefüh­
rer hat eine solche Härte nicht geltend gemacht. - Was 
den ausgleichsberechtigten Ehegatten anbelangt, dürfen 
die sozialen Anforderungen an den Versorgungsausgleich 
nicht überspannt werden. Insbesondere bei einer Schei­
dung nach relativ kurzer Ehedauer kann der Versorgungs­
ausgleich nur den Zweck haben, dem Ehegatten einen Grund­
stock für eine eigenständige Altersversorgung zu ver­
schaffen, der sodann ausgebaut werden muß. In diesem 
Zusammenhang ist auch die Vorschrift des § 1587 b 
Abs. 4 BGB zu beachten, nach der das Familiengericht 
den Ausgleich auf Antrag einer Partei in anderer Weise 
als durch die Übertragung oder Begründung von Renten­
anwartschaften (§ 1587 b Abs. 1 bis Abs. 3 BGB) regeln 
soll, wenn sich diese Maßnahme voraussichtlich nicht 
zugunsten des Berechtigten auswirken würde oder der 
Versorgungsausgleich in dieser Form nach den Umstän­
den des Falles unwirtschaftlich wäre.

Sollte die zukünftige Entwicklung wider Erwarten 
ergeben, daß der Versorgungsausgleich in einer relevant
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hohen Zahl, die bei typisierender Betrachtungsweise 
nicht mehr vernachlässigt werden darf, zu ungenügen­
den Minimalrenten bei geschiedenen Ehegatten führt, 
so daß die sozialpolitische Eignung des Versorgungs­
ausgleichs und damit die Wahrung des Verhältnismäßig- 
keitsgrundsatzes (s. oben) fraglich wird, obläge es 
dem Gesetzgeber, die Regelung des Versorgungsausgleichs 
den neueren Erkenntnissen anzupassen (vgl. BVerfGE 41, 
269, 283; BVerfG Mitbestimmungsurteil S. 58). Zur Zeit 
besteht jedoch kein Grund für ein solches Verlangen.

g) Ein weiteres gewichtiges Folgenproblem des 
Versorgungsausgleichs wird darin gesehen, daß der aus­
gleichspflichtige Ehemann einen erheblichen Teil - 
im Extremfall nahezu die Hälfte - seiner Versorgungs­
anwartschaften an die nichterwerbstätige Ehefrau ver­
liert und bei ihm alsbald nach der Scheidung unvorher­
gesehen der Versorgungsfall (Frühinvalidität) eintre- 
ten kann, so daß er aufgrund seiner erheblich vermin­
derten Rente seine Unterhaltsverpflichtungen gegenüber 
der geschiedenen Frau nicht oder nicht mehr voll zu 
erfüllen vermag, die aus ihr nicht zurechenbaren Grün­
den (z. B. Kindererziehung, Unmöglichkeit der Einglie­
derung ins Erwerbsleben) sich nicht selbst unterhalten 
kann. In solchen Fällen hat der Versorgungsausgleich, 
der an sich der UnterhaltsSicherung des ausgleichsbe­
rechtigten Ehegatten (für einen in seiner Person ein­
tretenden Versorgungsfall) dienen soll, zunächst den 
gegenteiligen Effekt: er vermindert aufgrund eines 
unvorhersehbaren Ereignisses (sonst ist § 1587 b 
Abs. 4 BGB zu beachten) die Leistungsfähigkeit des 
ausgleichspflichtigen Ehegatten und gefährdet dadurch 
den Unterhalt des Berechtigten. Es ist als eine schwere 
Nachlässigkeit des Gesetzgebers getadelt worden, daß er

J
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das Problem der späteren Korrektur von rechtskräftigen 
Versorgungsausgleichsentscheidungen nicht geregelt ha­
be (Schwab FamRZ 1977, 772; erhebliche Bedenken haben 
ferner geäußert: Bogs in "Zur Sache 2/76" S. 39 bis 41, 
48, 55, 59 f; Kaltenbach ebenda S. 122 f, 136; Dieckmann 
ebenda S. 100 und Festschrift für Bosch S. 138).

Es mag zutreffen, daß das Fehlen einer derartige 
Unzuträglichkeiten vermeidenden Regelung mit Blick 
auf Art. 14 (insbesondere: Verhältnismäßigkeitsgrund­
satz) und Art. 20 Abs. 1 GG (Sozialstaatsgebot) nicht 
zweifelsfrei ist. Man hat die Gleichbehandlung mit 
einem ähnlich problematischen, in § 1265 a RVO aus­
drücklich geregelten Fall (der sog. Erziehungsrente 
für den sorgepflichtigen, nicht oder nur geringfügig 
erwerbstätigen Ehegatten nach dem Tode des anderen ge­
schiedenen Ehegatten, nach Erfüllung von 60 anrech­
nungsfähigen Versicherungsmonaten) gefordert (vgl. die 
Abgeordneten Schleicher und Lepsius in MZur Sache 2/76” 
S. 55, 58 f; ablehnend Bogs ebenda S. 55). Als Recht­
fertigung für die derzeitige Regelung ließe sich aber 
anführen: Der unvorhergesehene Eintritt des Versor­
gungsfalls beim unterhaltspflichtigen Ehegatten als­
bald nach der Scheidung wird eine Ausnahmderscheinung 
bleiben (vgl. auch die Zahlenangaben in der Stellung­
nahme des BMJ aaO S. 239). Maßgebend ist folgende Über­
legung: Bei der Ordnung von Massenerscheinungen, wie 
sie die Sozialrentenversicherung und damit das Recht 
des Versorgungsausgleichs enthält, sind typisierende 
und generalisierende Regelungen notwendig und verfas­
sungsrechtlich unbedenklich (BVerfGE 17, 1, 23; 26, 16, 
32; 40^121, 136). Das gilt bei einer Gesetzesregelung, 
die - wie die Rentenversicherung - neben dem Element 
sozialer Fürsorge mindestens ebenso stark durch das 
versicherungsrechtliche Prinzip geprägt wird, auch für
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die notwendig typisierende Bestimmung und Begrenzung 
des Versicherungsrisikos (BVerfGE 40, 121, 136), Der 
Gesetzgeber ist nicht gehalten, durch eine stark dif­
ferenzierende und komplizierte Regelung jegliche Härte 
im Einzelfall zu vermeiden (BVerfGE 36, 237» 245). Viel­
mehr sind Härten oder gewisse Ungerechtigkeiten bei 
einer generalisierenden Regelung unumgänglich und müs­
sen hingenommen werden (BVerfGE 13, 21, 29; 26, 265,
275 f), vorausgesetzt, daß diese Härte im Einzelfall 
die Folge des der gesetzlichen Regelung zugrunde geleg­
ten Prinzips ist, sich also nicht aus einer willkürlich 
eingefügten Vorschrift ergibt (BVerfGE 29, 22, 32). Un­
ter diesem Blickwinkel ist zu der hier erörterten Fall­
gruppe zu bemerken, daß die aus dem Versorgungsausgleich 
resultierenden Härten im unterhaltsrechtlichen Bereich 
eine im verfassungsmäßigen System der Sozialversiche­
rung angelegte Konsequenz des Versicherungsprinzips 
sind, daß eine Rückgängigmachung des Rentensplittings 
oder andere Korrekturen des Versorgungsausgleichs eine 
Systemwidrigkeit darstellen würden, zu der der Gesetz­
geber jedenfalls nicht verpflichtet ist, und daß die 
Erziehungsrente des § 1265 a RVO eine systemfremde 
Ausnahme ist, deren Erweiterung nicht verlangt werden 
kann (vgl. auch Stellungnahme des BMJ aaO S. 249).

Die erörterte Fallgruppe, die - bei einer Gesamt­
betrachtung - Ausnahmecharakter hat, stellt demnach 
nicht in Frage, daß der Versorgungsausgleich für die 
große Mehrheit der geregelten Scheidungsfälle das 
sozialpolitische Ziel erreichen kann. Folglich bleibt 
der Versorgungsausgleich im Grundsatz verfassungsrecht­
lich unbedenklich.
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h) An der Neuregelung der Scheidungsfolgen wird 
schließlich beanstandet, daß das 1. EheRG die Geschie- 
denen-Witwenrente mit der Einführung des Versorgungs- 
ausgleichs abgeschafft hat. Soweit dies nach dem Tode 
des unterhaltspflichtigen geschiedenen Ehemannes trotz 
Versorgungsausgleichs eine Verschlechterung der wirt­
schaftlichen Lage der Ehefrau zur Folge hat, wird 
darin ein Verstoß gegen Art. 14 GG gesehen (OLG Hamm -
1. Senat für Familiensachen - NJW 1978, 764; vgl. fer­
ner Ruland NJW 1976, 1720). Dem kann nicht zugestimmt 
werden. Es ist schon fraglich, ob die Aussicht auf 
eine (unter bestimmten Voraussetzungen zu zahlende) 
Geschiedenen-Witwenrente bezogen auf die Person des 
Versicherten oder der geschiedenen Ehefrau selbst un­
ter die Verfassungsgarantie des Eigentums fällt. Denn 
bereits die (echte) Witwenrente ist als Leistung der 
Sozialversicherung überwiegend durch das fürsorgerische 
Prinzip geprägt (BVerfGE 48, 346, 358); das gilt in 
verstärktem Maße für die Geschiedenen-Witwenrente des 
bisherigen Rechts, so daß hier die für den Schutz des 
Art. 14 Abs. 1 Satz 1 GG relevanten Eigenleistungen 
des Versicherten von untergeordneter Bedeutung sind.
Die Beseitigung der Geschiedenen-Witwenrente recht­
fertigt sich aber jedenfalls deshalb, weil der Gesetz­
geber damit die Grenzen seiner Befugnis gemäß Art. 14 
Abs. 1 Satz 2 GG nicht überschritten hat. Da er für 
den sozial schwächeren Teil der geschiedenen Eheleute - 
in aller Regel die Ehefrau - die Alterssicherung völlig 
neu geordnet hat und das bisherige System abgeleiteter 
Versorgung durch die Schaffung der Grundlage für eine 
selbständige Versorgung ersetzen wollte, war er nicht 
gehalten, die Geschiedenen-Witwenrente als Relikt des 
früheren Systems beizubehalten. Der Gesetzgeber, dem 
im sozialpolitischen Bereich ein weiter Raum zur freien
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Gestaltung zukommt (BVerfGE 29, 221, 235), durfte da­
von ausgehen, daß der neueingeführte Versorgungsaus­
gleich für die große Mehrzahl der geschiedenen Ehe­
frauen ein vollgültiger Ersatz, Ja sogar eine besse­
re Lösung als die Geschiedenen-Witwenrente darstellte.

i) Ist somit die Einführung des Versorgungsaus­
gleichs zumindest in der Form des Rentensplittings 
durch Art. 14 Abs. 1 Satz 2 GG gedeckt, kann die Rege­
lung keine Enteignung darstellen, so daß es einer Prü­
fung des Art. 14 Abs. 3 GG nicht bedarf (BVerfGE 31, 
270, 274 f).

4. Der Streitfall nötigt nicht zu einer Stellung­
nahme, ob der Ausgleich bei beamtenrechtlichen Versor­
gungsanwartschaften (§ 1587 b Abs. 2 BGB), die Begrün­
dung von Versorgungsanwartschaften durch neue Bei­
tragszahlungen seitens des ausgleichspflichtigen Ehe­
gatten (§ 1587 b Abs. 3 BGB) und der schuldrechtliche 
Versorgungsausgleich zusätzlichen, hier nicht erörter­
ten verfassungsrechtlichen Bedenken begegnen.

VI.
Der Versorgungsausgleich bei Alt-Ehen

Nach Art. 12 Nr. 3 des 1. EheRG ist der Versor­
gungsausgleich - abgesehen von einigen Ausnahmen und 
Einschränkungen gemäß Abs. 3 Satz 2 bis 4 der Vor­
schrift - auch bei Alt-Ehen durchzuführen, sofern sie 
nach dem Inkrafttreten des 1. EheRG geschieden werden. 
Insbesondere diese Übergangsvorschrift ist Gegenstand 
heftiger verfassungsrechtlicher Kritik, sie wird von 
vielen Instanzgerichten, vom überwiegenden Schrifttum
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und vom Beschwerdeführer wegen unzulässiger Rückwir­
kung und Verletzung des Vertrauensschutzes für ver­
fassungswidrig gehalten. Der Senat teilt diese Beden­
ken nicht.

1. Nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungs­
gerichts ist es für die verfassungsrechtliche Beurtei­
lung von Gesetzesvorschriften, die nachträglich auf 
in der Vergangenheit begründete Rechtspositionen ein­
wirken, von maßgeblicher Bedeutung, ob die Vorschriften 
eine "echte" (retroaktive) oder nur eine "unechte" 
(retrospektive) Rückwirkung entfalten. Das Kennzeichen 
echter Rückwirkung liegt darin, daß das Gesetz ändernd 
in abgewickelte, der Vergangenheit angehörende Tatbe­
stände eingreift und sie nachträglich regelt (BVerfGE 
11, 139, 145 f; 23, 12, 32; 25, 371, 404). Echte Rück­
wirkung belastender Gesetze ist grundsätzlich verfas­
sungswidrig (std. Rechtspr.f vgl. BVerfGE 21, 117,
131 f; 39, 128, 143; zu den Ausnahmen vgl, BVerfGE 13, 
261; 30, 367, 389). Dagegen gilt für die unechte Rück­
wirkung solcher Gesetze der Grundsatz, daß sie zulässig 
ist (std. Rechtspr., vgl. BVerfGE 39, 156, 166 f; 48, 
403, 415; zu den Einschränkungen siehe unten VI 3).
Das kennzeichnende Merkmal unechter Rückwirkung ist 
darin zu sehen, daß die Norm zwar nicht auf abgeschlos­
sene, aber auch nicht nur auf zukünftige, sondern auf 
gegenwärtige, noch nicht abgewickelte Sachverhalte und 
Rechtsbeziehungen für die Zukunft einwirkt, damit aber 
zugleich die betroffene Rechtsposition nachträglich 
entwertet (BVerfGE 11, 139, 146; 30, 392, 402 f; 36,
73, 82; 43, 242, 286).

Das Oberlandesgericht Hamm - 1. Senat für Fami­
liensachen - hat in dem zitierten Vorlagebeschluß 
(NJW 1978, 761) die Erstreckung des Versorgungsaus-
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gleichs auf Alt-Ehen schon deshalb als verfassungswid­
rig angesehen, weil hier ein Fall echter Rückwirkung 
vorliege: Die Ehepartner hätten bei der Heirat vor 
dem 1, Juli 1977 entweder einen Ehevertrag über eine 
bestimmte güterrechtliche Regelung geschlossen oder 
damit, daß sie einen solchen Vertrag nicht abgeschlos­
sen hätten, sich auf die zur Zeit der Heirat geltende 
Regelung und den damals geltenden gesetzlichen Güter­
stand geeinigt. Sie hätten damit zugleich die künfti­
ge Unterhaltspflicht in ihren Entschluß aufgenommen.
Der in der Vergangenheit liegende und abgeschlossene 
Tatbestand erschöpfe sich nicht im Ja-Wort der Ehepart­
ner, sondern er umfasse auch die güterrechtlichen und 
sonstigen rechtlichen Folgen, die sich an die Ehe­
schließung im damaligen Zeitpunkt knüpften und die teil­
weise vertraglich besonders geregelt werden könnten 
(S. 764 f; zustimmend Müller NJW 1978, 2276; ferner 
Ruland/Tiemann aaO Rdn. 704 für den Fall, daß eine 
nach altem Eherecht begründete Scheidungsklage noch 
vor dem 1. Juli 1977 erhoben worden ist; so wohl auch 
Dieckmann, Festschrift für Bosch S. 137, hinsichtlich 
der vor dem 1. Juli 1977 erworbenen Versorgungsanwart­
schaften) .

Diese Argumentation verkennt jedoch den eigent­
lichen Unterschied zwischen echter und unechter Rück­
wirkung. Für die nach dem 30. Juni 1977 ausgesprochenen 
Ehescheidungen kommt es - ohne Rücksicht auf den Zeit­
punkt der Rechtshängigkeit des Scheidungsverfahrens - 
entscheidend darauf an, daß bei Inkrafttreten des 
1. EheRG weder das eheliche Rechtsverhältnis der zu 
scheidenden Ehegatten noch deren Dauerrechtsverhältnis­
se zu den jeweiligen Versorgungsträgem - in tatsäch­
licher Hinsicht - endgültig abgeschlossen waren. Die
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Rechtsposition des ausgleichspflichtigen Ehegatten 
wird auch nur für die Zukunft geändert, indem er durch 
den Versorgungsausgleich nunmehr einen Teil seiner An­
wartschaften verliert. Daß dabei Rechtspositionen er­
griffen werden, die ihre Entstehungsgrundlage in der 
Vergangenheit hatten, führt nicht zur Annahme echter 
Rückwirkung (vgl. BVerfGE 48, 403, 414; 3l, 94, 99;
14, 288, 297 f). Auch die etwaige Vorstellung des Ehe­
gatten, daß der Rechtszustand hinsichtlich der Vermö­
gens-, Unterhalts- und versorgungsrechtlichen Bezie­
hungen unter den Eheleuten mit dem Zeitpunkt der Hei­
rat feststehe und sodann unverändert fortgelte, ist 
für die Unterscheidung zwischen echter und unechter 
Rückwirkung nachträglich ändernder Gesetze unerheblich; 
sie könnte im Falle unechter Rückwirkung allenfalls für 
die Frage des VertrauensSchutzes bedeutsam sein. Die 
Erstreckung des Versorgungsausgleichs auf Alt-Ehen ist 
somit eine unechte Rückwirkung des 1. EheRG (so auch 
der angefochtene Beschluß und die überwiegende Ansicht, 
vgl. OLG Celle - 17. Zivilsenat - FamRZ 1978, 519; OLG 
Hamm - 3. Senat für Familiensachen - NJW 1979, 313;
Bogs FamRZ 1978, 86; Friauf in "Zur Sache 2/76" S. 74 f; 
Ipsen aaO S. 76; Rolland, 1. EheRG, Rdn. 18 vor 
§§ 1587 ff BGB; Ruland/Tiemann aaO Rdn. 703, 705 mit 
Ausnahme des Falles einer vor dem 1. Juli 1977 erhobe­
nen begründeten Scheidungsklage).

2. Obwohl die unechte Rückwirkung belastender 
Gesetze vom Bundesverfassungsgericht als grundsätzlich 
zulässig anerkannt wird, wird die den Versorgungsaus­
gleich betreffende Übergangsvorschrift dennoch weithin 
für verfassungswidrig erachtet, zum Teil beschränkt 
auf die bis zur Verkündung oder bis zum Inkrafttreten 
des Gesetzes erworbenen Versorgungsanwartschaften. Zur
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Begründung wird angeführt: Das Rentensplitting wirke 
als enteignungsgleicher Eingriff in wohlerworbene Rech­
te des Inhabers des Versorgungsrechts, der seine Ehe 
unter völlig anderen rechtlichen Voraussetzungen ein­
gegangen sei (2. Bericht des BT-RechtsausSchusses - 
Minderheitsansicht - aaO S. 21; ebenso Dieckmann aaO 
S. 137 ff; Ipsen aaO S. 72 ff; im Ergebnis ebenso 
Schwab FamRZ 1977, 772; OLG Saarbrücken NJW 1979, 318; 
ähnlich Friauf in "Zur Sache 2/76" S. 74, 78, 82). Ins­
besondere sei der Vertrauensschutz des ausgleichspflich­
tigen Ehegatten in den Fortbestand des Güterrechts ver­
letzt. Bei Alt-Ehen sei dieses Vertrauen ein so erheb­
licher Punkt, daß Gerechtigkeit und Sozialstaatlichkeit 
die nachträgliche Einführung des Versorgungsausgleichs 
für Ehen aller Güterstände ohne einseitige Möglichkeit 
der Lösung (entsprechend Art. 8 I Nr. 3 Abs. 2 GleichberG 
bei der gesetzlichen Einführung des Zugewinnausgleichs) 
nicht rechtfertigen könnten (OLG Hamm - 1. Senat für 
Familiensachen - NJW 1978, 764 f; Dieckmann aaO S. 135 f, 
137 f; Ipsen aaO S. 77 f; Müller NJW 1977, 1748; 1978, 
2274 ff). Keinesfalls sei der Versorgungsausgleich bei 
vor dem 1. Juli 1977 vereinbarter Gütertrennung verfas­
sungsrechtlich zulässig (Müller NJW 1978, 2278). Zwar 
sei die überkommene soziale Sicherung der geschiedenen 
Ehegatten in hohem Maße unzulänglich gewesen; aber es 
sei diejenige Sicherung gewesen, auf die sich die Ehe­
gatten zur Zeit ihrer Heirat hätten einstellen müssen 
und auch eingestellt hätten. Deshalb genieße das Ver­
trauen des ausgleichspflichtigen Ehegatten darauf, daß 
sich die vermögensrechtlichen Bedingungen, unter denen 
er die Ehe begonnen habe, nicht ändern würden, gegen­
über den sozialen Absichten des Gesetzgebers den Vor­
rang (Ruland/Tiemann aaO Rdn. 706 bis 720, insbesonde­
re 712).
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Für die Verfassungsmäßigkeit der Übergangsvor­
schrift haben sich in bisher veröffentlichten Ent­
scheidungen - die Zahl der unveröffentlichten Ent­
scheidungen ist imgleich größer - außer dem angefoch­
tenen Beschluß die Oberlandesgerichte Celle (17. Zi­
vilsenat, FamRZ 1978, 518 f), Hamm (3. Senat für Fa­
miliensachen, NJW 1979» 311)» Stuttgart (15. Zivilse­
nat, NJW 1979, 314 f) sowie Bogs (FamRZ 1978, 86 f) 
und Rolland (aaO Rdn. 17, 18 vor §§ 1587 ff BGB) aus­
gesprochen«

3. Der verfassungsrechtlichen Kritik an der 
Übergangsvorschrift des Art, 12 Nr. 3 des 1. EheRG 
ist zuzugeben, daß der Schutz des Vertrauens des Ein­
zelnen auf die Beständigkeit einer bestimmten ge­
setzlichen Regelung ein wichtiger Gesichtspunkt ist, 
der der Gestaltungsbefugnis des Gesetzgebers auch 
bei nur unechter Rückwirkung - 3® nach der Art des 
zu regelnden Lebenssachverhalts - Grenzen setzen 
kann (vgl. BVerfGE 30, 392, 402; 39, 156, 166 f; 48, 
403, 415). Die Übergangsvorschrift, die Eingriffe in 
bestehende Rechte zur Folge hat, kann auch nicht al­
lein schon deshalb als verfassungsmäßig angesehen 
werden, weil der Versorgungsausgleich für die zukünf­
tige Rechtsanwendung - wie ausgeführt worden ist 
(oben V) - im Grundsatz der Verfassung entspricht 
(vgl. BVerfGE 31, 275, 290). Auf der anderen Seite 
sind bereits entstandene Rechtspositionen des Bürgers, 
auch soweit sie unter die Eigentumsgarantie des Art. 14 
GG fallen, keine unüberwindliche Schranke für den Ge­
setzgeber, wenn sich Reformen als notwendig erweisen 
(vgl. BVerfGE 31, 275, 285). In vielen Lebensberei­
chen ist der Gesetzgeber sogar darauf angewiesen, bei 
der - etwa aus sozialpolitischen Gründen - gebotenen
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Durchsetzung von Reformen auch bestehende Rechte und 
Rechtsverhältnisse den Änderungen zu unterwerfen, um 
seine wirtschaftlichen und sozialen Aufgaben Überhaupt 
sachgerecht erfüllen zu können. Wäre er immer genötigt, 
bei einem Reformgesetz schon vorhandene Rechtspositionen 
des Bürgers unangetastet zu lassen, so könnte sich der 
Beginn einer effektiven, umfassenden Wirkung des Ge­
setzes ungebührlich verzögern, es könnten außerdem Un­
gleichheiten (zwischen alten und neuen Rechtslagen) 
entstehen, die den Zweck der gesamten Reform ernstlich 
zu gefährden vermöchten. Daher sind sowohl die Notwen­
digkeit als auch die Möglichkeit, durch neue Gesetze 
auf vorhandene Rechte und Rechtsverhältnisse einzu­
wirken, jeder Gesetzgebung eigentümlich und für sie 
unverzichtbar (vgl. BVerfGE 48, 403, 415).

Für die Zulässigkeit unechter Rückwirkung kommt 
es daher entscheidend auf das Gewicht der Gründe an, 
die gerade den Eingriff in schon bestehende Rechte 
rechtfertigen können (BVerfGE 31» 275, 290, 293).
Auch beim Eigentum oder bei eigentumsgleichen Rechten, 
für die der Rechtsträger gegenüber rückwirkenden Ge­
setzen durch Art. 14 GG an sich einen verstärkten 
Vertrauensschütz genießt (BVerfGE 31, 275, 293; 42,
263, 300 f; 45, 142, 168), ist der Gesetzgeber nicht 
gezwungen, entweder für die schon entstandenen Rechte 
das bisherige Gesetz unverändert aufrechtzuerhalten 
oder sie mit Entschädigung zu enteignen. Vielmehr kann 
der Gesetzgeber, soweit legitimierende Gründe ihm zur 
Seite stehen, den neuen belastenden Vorschriften auch 
individuelle Vermögenswerte Rechtspositionen unterwer­
fen und sie dementsprechend inhaltlich umgestalten 
(BVerfGE 31, 275, 285; 36, 281, 293). Der verfassungs­
rechtliche Vertrauensschütz geht also keinesfalls so



weit, hinsichtlich der Beständigkeit von Rechtslagen 
den Bürger vor Jeder Enttäuschung” zu bewahren (BVerfGE 
24, 220, 230; 43, 242, 286; 48, 403, 416). Nur soweit 
eine wertende Gesamtbetrachtung ergibt, daß das Vertrau­
en des Bürgers auf die Fortgeltung des bisherigen Rechts 
den Vorrang vor der sofortigen Durchsetzung des gesetz­
geberischen Reformziels verdient, ist eine unechte Rück­
wirkung unzulässig (BVerfGE 30, 250, 268; 31, 222, 227; 
48, 403, 416). Eine Vermutung für den Vorrang des Ver­
trauensschutzes gibt es nicht. Je mehr allerdings die 
schon vorhandene Rechtsposition auf eigener Leistung 
des Bürgers beruht, desto stärker hat der Gesetzgeber 
bei unechter Rückwirkung auch den Verhältnismäßigkeits­
grundsatz zu berücksichtigen, insbesondere im Bereich 
des Eigentumsschutzes (vgl. BVerfGE 31, 275, 290; 36,
281, 293; 43, 242, 288). Er wird daher bei der Aufhe­
bung oder Umgestaltung grundrechtlich geschützter Rechts­
positionen im allgemeinen eine angemessene Übergangsre­
gelung treffen müssen (vgl. BVerfGE 43, 242, 288 m.w.N.), 
die insbesondere unzumutbare Härten im Einzelfall ver­
hindern kann (siehe noch BVerfGE 48, 403, 415). Bei der 
Abstufung einer solchen Überleittingsregelung ist dem 
Gesetzgeber ein weiter Gestaltungsraum zuzubilligen.
Die verfassungsrechtliche Nachprüfung kann nicht darauf 
ausgedehnt werden, ob der Gesetzgeber die bestmögliche 
Überleitung gefunden hat; sie hat sich vielmehr damit 
zu begnügen, ob der Gesetzgeber bei einer Gesamtabwä­
gung zwischen der Schwere des Eingriffs und dem Gewicht 
sowie der Dringlichkeit der ihn rechtfertigenden Gründe 
unter Berücksichtigung aller Umstände die Grenze des 
dem betroffenen Bürger Zumutbaren überschritten hat 
(BVerfGE 43, 242, 288 f).
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4. Die Anwendung dieser Grundsätze auf die Über­
gangsvorschrift zum Versorgungsausgleich führt zu fol­
genden Erwägungen:

a) Die bisher unzulängliche Alterssicherung des 
sozial schwächeren Teils der geschiedenen Ehe zu ver­
bessern, war ein wichtiges und auch dringliches Reform­
ziel (s. oben IV 1 und 4 a). Daß die sozialpolitischen 
Zielsetzungen des Gesetzgebers und überhaupt das Sozial 
Staatsprinzip ein erhebliches Gewicht bei der Abwägung 
im Falle unechter Rückwirkung haben, ist anerkannt 
(vgl. BVerfGE 22, 241, 249; 40, 65, 76). Die Durch­
setzung Jenes Reformziels wäre auf viele Jahre hinaus 
für die ganz überwiegende Mehrheit des schutzbedürfti­
gen Personenkreises verhindert worden, wenn der Versor­
gungsausgleich nur für Neu-Ehen in Kraft gesetzt worden 
wäre; es hätte noch für eine unangemessen lange Zeit 
zwei Klassen von Ehescheidungen gegeben, eine mit und 
eine ohne soziale Grundsicherung des sozial schwäche­
ren Teils. Daß die Übergangsvorschrift dieser Un­
gleichbehandlung vorgebeugt und der sofortigen Rechts­
einheit den Vorrang eingeräumt hat, ist im Rahmen der 
Abwägung ebenfalls ein billigenswertes Ziel des Gesetz­
gebers (vgl. BVerfGE 43, 242, 289). Vor allem ver­
wirklicht der Versorgungsausgleich für den Bereich der 
Alterssicherung in besonderem Maße den schon vorher 
geltenden Gleichberechtigungsgrundsatz und damit ein 
wichtiges Gebot materieller Gerechtigkeit im Verhält­
nis der (geschiedenen) Eheleute zueinander (s. oben 
IV 2 und 4 b).‘Wie der verfassungsrechtliche Vertrauens 
schütz letztlich nichts anderes ist als eine Anwendung 
des Rechtsstaatsprinzips - in Gestalt der Rechtsicher­
heit - für den Fall rückwirkender Gesetze (vgl. BVerfGE 
15, 313, 319; 13, 261, 271; 45, 142, 168), so gehört
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zur Rechtsstaatliehkeit andererseits auch materielle 
Gerechtigkeit (BVerfGE 25, 269, 290 f). Es ist bei den 
Gesetzgebungsaufgaben häufig anzutreffen, daß Rechts­
sicherheit und materielle Gerechtigkeit miteinander in 
Widerstreit liegen; da sie nicht immer gleichmäßig be­
rücksichtigt werden können, kann nur der Gesetzgeber 
entscheiden, welcher dieser beiden Seiten des Rechts- 
staatsprinzips bei einer zu treffenden Regelung der 
Vorrang eingeräumt wird. Diese Entscheidung muß ver­
fassungsrechtlich im allgemeinen toleriert werden, es 
sei denn, daß Willkür feststellbar ist (BVerfGE 25,
269, 290 f; 35, 41, 47).

Auf der anderen Seite verdient das Vertrauen des 
betroffenen Ehegatten darauf, daß er die während der 
Ehezeit erworbenen (werthöheren) Versorgungsanwart­
schaften im Falle einer Scheidung ungeschmälert behal­
ten dürfe und der andere Ehegatte an den dereinstigen 
Rentenzahlungen allenfalls unter den Voraussetzungen 
des bisherigen Unterhaltsrechts teilhaben werde, im 
Hinblick auf den ursprünglichen Zweck dieser Anwart­
schaften, der beiderseitigen Alterssicherung zu dienen 
(s. oben IV 2), einen weniger starken Schutz, es sei 
denn, daß konkrete Umstände des Einzelfalls einen be­
sonderen Vertrauenstatbestand ergeben. Auf den Grund­
satz der Unwandelbarkeit des GüterStandes sowie auf die 
Übergangsregelung des Art. 8 I Nr. 3 Abs. 2 GleichberG 
bei Einführung des Zugewinnausgleichs kann das Verlangen 
nach Vertrauensschutz schon deshalb nicht gestützt 
werden, weil der Versorgungsausgleich - wie oben unter 
IV 3 ausgeführt worden ist - keine güterrechtliche Re­
gelung ist und ferner durch andere Sachgründe gerecht­
fertigt wird als der Zugewinnausgleich. Deshalb ist 
auch eine vor dem 1. Juli 1977 vereinbarte Gütertren-
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nung nicht generell ein erheblicher Grund dafür, den 
Versorgungsausgleich für unangemessen zu halten; durch 
die Gütertrennung allein wird der erwerbstätige Ehe­
gatte nicht von seiner unterhaltsrechtlichen Pflicht 
befreit, entsprechend seinen wirtschaftlichen Fähig­
keiten auch schon für einen gesicherten Unterhalt des 
anderen Ehegatten im Alter vorzusorgen (s. oben IV 2). 
Es braucht daher für den vorliegenden Fall auch nicht 
aufgeklärt zu werden, in welchem Güterstand die Par­
teien gelebt haben.

Hinsichtlich der Übergangsregelung beim Zuge­
winnausgleich hatte der Gesetzgeber noch einen weite­
ren vertretbaren Grund, sie nicht auf den Versorgungs­
ausgleich zu übertragen. Bei der öffentlichen Anhö­
rung des Rechtsausschusses des Bundestages ist von 
seiten des Deutschen Anwaltsvereins auf die schlech­
ten Erfahrungen aufmerksam gemacht worden, die sei­
nerzeit mit der Möglichkeit der einseitigen Ausschla­
gung der Zugewinngemeinschaft gemacht worden sind; 
eine derartige Erklärung - typischerweise vom Ehe­
mann abgegeben - habe oft zur Zerrüttung der Ehe bei­
getragen (vgl. Fettweis in "Zur Sache 2/76” S. 172 f). 
Im Schrifttum ist die Regelung zum Teil scharf kriti­
siert worden; in ihr ist sogar ein Verstoß gegen 
Art. 6 Abs. 1 und 3 Abs. 2 GG erblickt worden (Bosch 
FamRZ 1957, 189; 1958, 81, 87; 1959, 460; Staudinger/ 
Felgentraeger, BGB 10./11. Aufl. Ein!. 143 bis 146 zu 
§§ 1363 ff; vgl. auch LG Bonn FamRZ 1959, 459, das die 
einseitige Ausschlagungserklärung des Ehemanns ohne 
vorherige Aussprache mit seiner Frau als schwere Ehe­
verfehlung gemäß § 43 EheG a.F. gewertet hat). Wenn 
der Gesetzgeber unter diesen Umständen bei der für 
den sozial schwächeren Ehegatten ungleich wichtigeren



Regelung des Versorgungsausgleichs davon abgesehen 
hat, eine so problematische Übergangslösung zu wie­
derholen, ist dies durch sachgerechte Erwägungen ge­
deckt, zumindest aber vertretbar und nicht willkür­
lich.

Es muß deshalb - entgegen der Ansicht von Schwab 
(FamRZ 1977, 772 f) - auch hingenommen werden, daß 
die Partner von Alt-Ehen in diesem Punkt faktisch 
schlechtergestellt sind als diejenigen von Neu-Ehen. 
Formal haben zwar beide die Möglichkeit, den Versor­
gungsausgleich vertraglich (§ 1408 Abs. 2 BGB) aus­
zuschließen, die Situation ist jedoch verschieden. 
Während die Verlobten jetzt ihren Eheschließungswil­
len von einer vorherigen Vereinbarung nach § 1408 
Abs. 2 BGB abhängig machen können, wird den Partnern 
einer Alt-Ehe, sofern sie sich nicht einigen, der 
(potentielle) Versorgungsausgleich auch gegen ihren 
Willen aufgezwungen. Aus dieser ungleichen Sachlage 
kann aber nicht der Schluß gezogen werden, der Gesetz­
geber hätte dem Gleichheitssatz dadurch genügen müssen, 
daß er den Partnern von Alt-Ehen das Recht zu einsei­
tigem Ausschluß des Versorgungsausgleichs (binnen ge­
wisser Frist) zubilligte. Dadurch wäre wiederum der 
sozial schwächere, insbesondere der haushaltführende 
Partner der Alt-Ehe gegenüber einem Heiratswilligen, 
der nunmehr nach dem 30. Juni 1977 eine entsprechende 
Rolle in der beabsichtigten Ehe einvernehmlich über­
nehmen will, die Heirat aber von der Beibehaltung der 
gesetzlichen Versorgungsausgleichsregelung abhängig 
machen kann, benachteiligt worden. Zudem hätte die 
Gefahr bestanden, daß gerade diejenigen Partner einer 
Alt-Ehe das "Opfer" einer einseitigen Ausschlußerklä­
rung des anderen Teils geworden wären, die einen be-
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sonders hohen Wertunterschied zu den Versorgungsanwart­
schaften des anderen Teils zu verzeichnen hatten, auf 
einen Versorgungsausgleich bei Scheidung also beson­
ders dringend angewiesen waren. Bei dieser Sachlage 
muß es hingenommen werden, daß der Gesetzgeber, wollte 
er überhaupt die vertragliche Dispositionsfreiheit für 
den Versorgungsausgleich einführen, Alt- und Neu-Ehen 
nicht völlig gleich behandelt hat, weil Unterschiede 
in allen zur Auswahl stehenden Varianten unvermeidlich 
waren, zumal er dabei eine Lösung gefunden hat, die 
den sozialen Zweck des Versorgungsausgleichs bei 
Alt-Ehen möglichst umfassend erfüllen soll.

b) Nach alledem ergibt die Abwägung, daß nicht 
etwa die Gründe für Vertrauensschutz des ausgleichs­
pflichtigen Ehegatten, sondern die Gründe, die gerade 
auch den Eingriff in die schon vor dem 1. Juli 1977 
begründeten Versorgungsanwartschaften rechtfertigen 
und gebieten, das Übergewicht haben. Das gilt zumin­
dest für diejenigen Scheidungsfälle, die keine Beson­
derheiten für einen speziellen Vertrauenstatbestand 
aufweisen.

Derartige Besonderheiten können sich etwa daraus 
ergeben, daß die Ehegatten vor Inkrafttreten des
1. EheRG für eine ausreichende Alterssicherung durch 
anderweitige Vermögensdispositionen, gegebenenfalls 
in Verbindung mit der Vereinbarung von Gütertrennung, 
gesorgt haben, oder daß sie bereits über eine längere 
Zeit hinweg getrennt leben und sich dabei zunehmend 
wirtschaftlich verselbständigt haben. Ferner kann 
beispielsweise mit Blick auf den Versorgungsausgleich 
eine besondere Beurteilung geboten sein, wenn der an 
sich ausgleichspflichtige Ehegatte bei Inkrafttreten
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des 1. EheRG schon relativ nahe an der Altersgrenze 
stand und daher den Entzug von Versorgungsanwartschaf­
ten nicht mehr durch Nachentrichtung von Beiträgen ge­
mäß § 1304 a Abs. 6 RVO oder durch anderweitige Vor­
sorgemaßnahmen kompensieren konnte, was er - etwa an­
gesichts einer schon länger dauernden Ehekrise - ge­
tan hätte, wäre der Versorgungsausgleich früher in 
Kraft getreten.

Die Übergangsvorschrift zum Versorgungsausgleich 
wäre verfassungsrechtlich nur dann bedenklich, wenn 
für derartige Sonder- und Härtefälle keine dem Verhält­
nismäßigkeitsgrundsatz entsprechenden Lösungen vorge­
sehen wären. Indessen enthält das 1. EheRG in Art. 12
«4

Nr. 3 Abs. 3 Satz 2 bis 4 und vor allem in der allge­
meinen Härteklausel des § 1587 c (für den schuldrecht­
lichen Versorgungsausgleich: § 1587 h) BGB sowie in 
§ 1587 b Abs. 4 BGB angemessene Regeln für derartige 
Sonderfälle. Eine besondere Bedeutung kommt in diesem 
Zusammenhang der Vorschrift des Art. 12 Nr. 3 Abs. 3 
Satz 3 und 4 des 1. EheRG zu. Sie regelt den in der An­
fangszeit des 1. EheRG häufig vorkommenden Konflikt, 
inwieweit der Versorgungsausgleich bei Alt-Ehen durch­
zuführen ist, bei denen eine vormalige Scheidungsklage 
aus § 48 EheG a.F. wegen des Widerspruchs des (aus­
gleichsberechtigten) Ehegatten abgewiesen worden ist 
oder eine solche (tatsächlich nicht erhobene) Klage 
aus dem gleichen Grunde keine Erfolgsaussicht gehabt 
hätte. In diesen Fällen ist die eheliche Lebensgemein­
schaft längst aufgehoben; es fehlt daher für die Tren­
nungszeit die eigentlich rechtfertigende Grundlage für 
den Versorgungsausgleich (s. oben IV 2). Andererseits 
erscheint es nicht generell gerechtfertigt, den ande­
ren Ehegatten, der berechtigt Widerspruch erhoben hat
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oder hätte erheben können, in seinem Vertrauen darauf 
völlig zu enttäuschen, daß das Eheband als mögliche 
Unterhaltssicherung erhalten bleibt. Die gesetzgebe­
rische Lösung, daß in diesen Fällen bei grober Unbil­
ligkeit des vollen Versorgungsausgleichs der auf die 
Trennungszeit entfallende Ausgleichsanspruch bis auf 
die Hälfte herabgesetzt werden kann, erscheint dem 
Senat ein vertretbarer Kompromiß; er teilt nicht die 
Ansicht des OLG Hamm (l. und 3. Senat für Familiensa­
chen, NJW 1978, 761, 765; 1979, 511, 314) und des OLG Düs­
seldorf (NJW 1978, 2159), daß diese Vorschrift wegen 
Verstoßes gegen Art. 3 Abs. 1, 14, 20 GG unwirksam sei.

Schließlich ist zu betonen, daß als Auffangtat- 
bestand für alle Fälle, in denen die (unechte) Rück­
wirkung des Versorgungsausgleichsrechts zu Härten 
führen kann, § 1587 c Nr. 1 BGB in Betracht kommt.
Dabei ist zu beachten, daß der unbestimmte Rechtsbe­
griff "grob unbillig” bei Alt-Ehen in verfassungs­
konformer Weise gerade auch mit Rücksicht auf den im 
konkreten Einzelfall etwa gebotenen Schutz des Ver­
trauens des an sich ausgleichspflichtigen Ehegatten 
ausgelegt und angewendet werden muß. Trotz der grund­
sätzlichen Zulässigkeit, den Versorgungsausgleich 
auch bei Alt-Ehen durchzuführen, ist es daher durch­
aus möglich, daß LebensSachverhalte hier zur völligen 
oder teilweisen Versagung des Versorgungsausgleichs 
nötigen, die im Falle einer Neu-Ehe noch nicht unter 
§ 1587 c Nr. 1 BGB fallen würden. Es wird im Einzel­
fall die Aufgabe vornehmlich des Tatrichters sein, 
unter Abwägung aller Umstände des Falls eine den 
schutzwürdigen Interessen aller Beteiligten gerecht 
werdende Entscheidung zu fällen.
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5. Da der Senat demnach den Versorgungsausgleich 
im Grundsatz, auch in seiner Ausdehnung auf Alt-Ehen 
sowie in den im Streitfall in Betracht kommenden Ein­
zelvorschriften für verfassungsmäßig hält, sieht er 
keinen Anlaß, gemäß einem Hilfsantrag der weiteren 
Beschwerde das Verfahren bis zur Entscheidung über 
die beim Bundesverfassungsgericht bereits anhängigen 
Vorlagebeschlüsse (Art. 100 Abs.^ 1 GG) auszusetzen.
Es kann dahinstehen, ob eine Aussetzung in Analogie 
zu § 148 ZPO zulässig ist, wenn das erkennende Gericht 
keinen Zweifel an der Verfassungsmäßigkeit hat (vgl. 
hierzu OLG Oldenburg NJW 1978, 2160). Aus einer ana­
logen Anwendung des § 148 ZPO würde Jedenfalls nur 
die Ermächtigung, nicht die Pflicht des Gerichts zur 
Aussetzung folgen.

VII.

1. Soweit der angefochtene Beschluß die Härte­
klausel des § 1587 c Nr. 1 BGB nicht hat durchgrei­
fen lassen, ist die Rüge des Antragstellers statt­
haft, obwohl das Oberlandesgericht die weitere Be­
schwerde ausdrücklich ’’unter Beschränkung auf die 
Frage der Verfassungsmäßigkeit des Versorgungsaus­
gleichs" zugelassen hat. Diese Beschränkung der Zu­
lassung des Rechtsmittels ist unwirksam. Im Streit­
fall betrifft die Frage der Verfassungsmäßigkeit des 
Versorgungsausgleichs sowie diejenige der Anwendbar­
keit der Härteklausel dieselbe einheitliche Aus­
gleichspflicht des Antragstellers.

2. Die Rüge ist Jedoch unbegründet.
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Der Antragsteller hat zu ihrer Begründung aus­
geführt s Es wäre erforderlich gewesen, seiner Be­
hauptung, die Antragsgegnerin sei im wesentlichen 
deshalb aus der Ehe ausgebrochen, um bei einer etwaigen 
Scheidung einen Teil seiner Versorgungsansprüche als 
eigene Ansprüche zu erhalten, nachzugehen. Entgegen 
der Auffassung des Beschwerdegerichts handele es sich 
insoweit um einen schlüssigen Vortrag. Wenn die An­
tragsgegnerin ihn verlassen und zu einem anderen Mann 
gezogen sei, so sei nach Jeder Lebenserfahrung anzu­
nehmen, daß sie in so abrupter und unverhüllter Form 
die Ehe nicht gebrochen hätte, wenn ihr nicht bewußt 
gewesen wäre, daß sie, die während der Ehe nicht be­
rufstätig gewesen sei, bei einer Scheidung "die halbe 
Rente ihres Mannes" mitnehmen würde.

Mit dieser Rüge verkennt der Antragsteller die 
Entscheidungsgrundlage des angefochtenen Beschlusses. 
Das Oberlandesgericht hat die - erstmals in zweiter 
Instanz vorgebrachte - Behauptung des Antragstellers, 
die Antragsgegnerin habe ihn nur oder überwiegend des­
halb verlassen, um Versorgungsanwartschaften übertra­
gen zu erhalten, nicht als unschlüssig, sondern als 
nicht überzeugend zurückgewiesen. Demgegenüber war 
das Oberlandesgericht - nach der ihm obliegenden Wür­
digung des vorgetragenen Sachverhalts und des Ergeb­
nisses der ParteiVernehmung - der Überzeugung, der 
Grund für die Abwendung der Antragsgegnerin liege in 
ihrem intimen Verhältnis zu einem anderen Mann und 
den damit wohl zusammenhängenden Eifersuchtsszenen 
des Antragstellers. Gegen diese tatrichterliche Fest­
stellung hat die weitere Beschwerde keine durchgrei­
fenden Rügen erhoben. Einen Lebenserfahrungssatz, 
daß eine Ehefrau die Ehe nur dann in so abrupter Weise
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bricht, wenn ihr bewußt ist, daß sie bei einer Schei­
dung "die halbe Rente ihres Mannes” übertragen erhält, 
gibt es nicht.

Es ist rechtlich nicht zu beanstanden, daß das 
Oberlandesgericht das zutage getretene Fehlverhalten 
der Antragsgegnerin für die Anwendung der Härteklau­
sel nicht hat genügen lassen. Denn nach den Ausfüh­
rungen im angefochtenen Beschluß hat sie ihre aus 
der ehelichen Lebensgemeinschaft folgenden Pflichten 
bis zur Trennung, die sie erst gegen Ende der "Ehe­
zeit" (§ 1587 Abs. 2 BGB) vornahm, erfüllt. Etwas Ge­
genteiliges hat der Antragsteller, dem insoweit die 
Darlegungspflicht obliegt, nicht geltend gemacht.

Daß dem Antragsteller im Alter von 46 Jahren 
durch den Versorgungsausgleich etwa 30 % seiner Ren­
tenanwartschaften genommen werden, reicht - entgegen 
seiner Ansicht - für die Anwendung der Härteklausel 
nicht aus. Da der am 10. Juli 1932 geborene Antrag­
steller - unter normalen Umständen - noch rund 20 
VersicherungsJahre(gerechnet vom Ende der "Ehezeit" 
an) vor sich hat, hat er voraussichtlich genügend 
Chancen, seine verbleibenden Anwartschaften zu einer 
angemessenen Rente auszubauen. Bei dieser Sachlage 
erübrigen sich hier weitere Ausführungen zu dem 
oben (V 3 f) erörterten Problem der Minimalrente.
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3. Da der angefochtene Beschluß auch sonst kei­
nen Rechtsfehler erkennen läßt, ist die weitere Be­
schwerde zurückzuweisen.

Dr. Grell Rottmüller Dr, Hoegen

Dr. Seidl Blumenröhr
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